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Beginn: 10:03 Uhr 

Präsidentin Carina Gödecke: Guten Morgen! Lie-
be Kolleginnen und Kollegen! Meine sehr verehrten 
Damen und Herren! Ich begrüße Sie alle ganz herz-
lich zu unserer heutigen, 15. Sitzung des Landtages 
von Nordrhein-Westfalen. Wie immer gilt mein be-
sonderer Gruß den Gästen auf der Zuschauertribü-
ne und den Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern der 
Medien.  

Für die heutige Sitzung haben sich neun Abgeord-
nete entschuldigt; ihre Namen werden in das Pro-
tokoll aufgenommen. 

Wir haben heute zwei Mitglieder unter uns, die Ge-
burtstag feiern. Beide gehören der Fraktion der 
SPD an und beide werden 52 Jahre alt. Ich gratulie-
re ganz herzlich im Namen des gesamten Plenums 
den Kollegen Falk Heinrichs und Rüdiger Weiß. 
Herzlichen Glückwunsch zum Geburtstag! 

(Allgemeiner Beifall) 

Bevor wir in die Tagesordnung eintreten habe ich 
einige Mitteilungen zu machen, die den Ablauf des 
heutigen Plenartages und die Tagesordnung be-
treffen, weil sich einiges geändert hat und zwischen 
den Fraktionen verabredet wurde. 

Der erste Hinweis betrifft die Aktuelle Stunde unter 
Tagesordnungspunkt 1. Im Zusammenhang mit der 
Aktuellen Stunde sollen ebenfalls beraten werden 
der Gesetzentwurf und der Antrag, die ursprünglich 
unter Tagesordnungspunkt 10 ausgewiesen wur-
den. 

Es handelt sich dabei um den Gesetzentwurf der 
Fraktion der Piraten „Gesetz zur Stärkung der Wis-
senschaftsautonomie“ Drucksache 16/1255 und den 
Antrag der Fraktion der CDU und der Fraktion der 
FDP „Finger weg von der Hochschulautonomie – 
Positionspapier der Hochschulratsvorsitzenden nut-
zen“ Drucksache 16/1190. 

Der Antrag und der Gesetzentwurf werden nach 
Vorlage der Beschlussempfehlungen des Aus-
schusses hier im Plenum abgestimmt werden.  

Da wir hier jetzt eine neue verbundene Debatte ha-
ben, haben sich die Parlamentarischen Geschäfts-
führerinnen und Geschäftsführer darauf verständigt, 
dass es aber insgesamt keine Redezeitverlänge-
rung gibt, sondern wir bei der ausgedruckten Rede-
zeit für die Aktuelle Stunde bleiben.  

Der zweite Hinweis betrifft den Tagesordnungs-
punkt 4, die zweite Lesung des Gesetzentwurfs der 
Landesregierung zum Nichtraucherschutzgesetz. 
Da sind bereits namentliche Abstimmungen ange-
kündigt, gegenwärtig sowohl von der Fraktion der 
CDU als auch von der Fraktion der Piraten. Gegen-
wärtig gehen wir davon aus, dass es sich um zwei 
namentliche Abstimmungen handelt. Ich hörte aber, 
dass man noch miteinander im Gespräch sei. 

Der dritte Hinweis betrifft den Tagesordnungs-
punkt 5, den Antrag der Fraktion der Piraten Druck-
sache 16/1466 „Verwaiste Werke von im National-
sozialismus Verfolgten, Vertriebenen und Getöte-
ten – staatliche Rechtewahrnehmung umsetzen, öf-
fentlichen Zugang erleichtern“. Der Antrag wurde 
von der Fraktion zurückgezogen. Damit entfällt die-
ser Tagesordnungspunkt heute. 

Der vierte und letzte Hinweis betrifft den Tagesord-
nungspunkt 9. Das ist die zweite Lesung des Ge-
setzentwurfs der Landesregierung Drucksache 
16/749 „Gesetz zur Änderung des Ausführungsge-
setzes zum Schwangerschaftskonfliktgesetz“. Bei 
dieser zweiten Lesung haben sich die Fraktionen 
zwischenzeitlich darauf verständigt, die Redebeiträ-
ge sämtlich zu Protokoll zu geben. 

Widerspruch zu dem Vorgetragenen ergibt sich 
nicht. Es war auch, wie gesagt, zwischen den Frak-
tionen verabredet. Wir können also so verfahren. 

Wie sich das auf die Tagesordnung und die Dauer 
des Plenartages auswirkt, können Sie selbst noch 
einmal nachvollziehen respektive auch im Laufe des 
Tages mitbekommen. 

Mit diesen Vorbemerkungen können wir dann in die 
Beratung der heutigen Tagesordnung eintreten. 

Ich rufe auf: 

1 Hochschulbevormundung statt Hochschul-
freiheit 

Aktuelle Stunde 
auf Antrag  
der Fraktion der CDU 
Drucksache 16/1545 

In Verbindung mit: 

Gesetz zur Stärkung der Wissenschaftsauto-
nomie 

Gesetzentwurf 
der Fraktion der PIRATEN 
Drucksache 16/1255 

erste Lesung 

Und: 

Finger weg von der Hochschulautonomie – 
Positionspapier der Hochschulratsvorsitzen-
den nutzen 

Antrag 
der Fraktion der CDU und 
der Fraktion der FDP 
Drucksache 16/1190 

Die Fraktion der CDU hat mit Schreiben vom 
26. November dieses Jahres gemäß § 90 Abs. 2 
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der Geschäftsordnung zu der genannten aktuellen 
Frage der Landespolitik eine Aussprache beantragt. 

Ich eröffne die Aussprache und erteile als erstem 
Redner vonseiten der antragstellenden Fraktion der 
CDU Herrn Kollegen Berger das Wort. 

Dr. Stefan Berger (CDU): Frau Präsidentin! Meine 
Damen und Herren! Frau Schulze, ich wende mich 
auch direkt an Sie. Sie haben in den vergangenen 
Tagen, in den vergangenen Wochen Ihre Eckpunkte 
zu einem Gesetz vorgelegt, in dem das Wort „Zu-
kunft“ vorkommt. Nach intensiver Lektüre Ihrer Eck-
punkte komme ich, ja kommt jeder zu dem Schluss, 
der Ihre Eckpunkte mit Verstand gelesen hat, 

(Zurufe von der SPD) 

dass Ihre Pläne mit Zukunft so viel zu tun haben wie 
die Schuldenpolitik Ihrer Landesregierung mit einem 
ausgeglichenen Haushalt. 

(Beifall von der CDU und der FDP)  

Ihre Eckpunkte sind von der Idee durchtränkt, dass 
Sie es besser wissen als die Hochschulen vor Ort. 
Sie planen ein Hochschulentmündigungsgesetz und 
nichts anderes. 

(Beifall von der CDU und der FDP) 

Meine Damen und Herren, all das wäre nicht nötig. 

(Nadja Lüders [SPD]: Was haben Sie gele-
sen, Herr Berger?) 

Unser schwarz-gelbes Hochschulfreiheitsgesetz hat 
sich an vielen Stellen bewährt. 

(Zuruf von der SPD: Aber nicht an allen!) 

Mehr und mehr Exzellenz ist in Nordrhein-Westfalen 
entstanden – in Köln, in Aachen und in Bochum. 

(Beifall von der CDU – Nadja Lüders [SPD]: 
Nordrhein-Westfalen besteht nicht aus drei 
Hochschulen!) 

Lassen Sie mich aus einem Brief der Landesrekto-
renkonferenzen der Fachhochschulen und Universi-
täten vom Mai 2010 zitieren, die feststellten: Durch 
die gewachsenen Handlungsspielräume stehen die 
NRW-Hochschulen heute national und international 
gestärkt und wettbewerbsfähiger da. Die Aussagen, 
dass Nordrhein-Westfalen und die Wissenschafts-
politik besser dastehen, ziehen sich durch jede An-
hörung und jedes Statement der Hochschulen, die 
wir seitdem in diesem Hause gehört haben. 

Sind wir mal ehrlich, Frau Schulze: Sie reden nicht 
seit zweieinhalb Jahren mit den Hochschulen, weil 
Sie mit dem am längsten verhandelten Gesetz ins 
Guinness-Buch der Rekorde kommen wollen. Die 
Wahrheit ist, dass Sie nach zweieinhalb Jahren kei-
nen ernst zu nehmenden Verbündeten für Ihren 
Gesetzentwurf gefunden haben. 

(Beifall von der CDU und der FDP) 

Schlimmer noch: Jetzt verlängern Sie den Dialog in 
der Hoffnung, weitere Unterstützer für das „Hoch-
schulentmündigungsgesetz“ zu finden. Sie machen 
das, weil die Hochschulen mit Zähnen und Klauen 
gegen Ihre Pläne kämpfen. Denn das Hochschulfrei-
heitsgesetz gibt Freiheit, und niemand außer AStA-
Funktionären und Gewerkschaftsvertretern würde auf 
die abwegige Idee kommen, Spielräume vor Ort oh-
ne Not aufzugeben. 

(Beifall von der CDU und der FDP) 

Frau Schulze, Sie behaupten – ich beziehe mich auf 
Ihren Sprechzettel –, dass bei den Hochschulen ein 
Blindflug der Mittelverwendung drohe. Sie führen 
jetzt den Begriff der Transparenz ein, um ein Alibi 
zu haben, in die Haushalte der Hochschulen vor Ort 
eingreifen zu können. Aber um Einblicke in die 
Haushalte der Hochschulen zu bekommen, bedarf 
es keines neuen Gesetzes, da ziehen Sie nur ein 
Alibi heran. 

Mit genau derselben perfiden Argumentation verfah-
ren Sie bei den Hochschulräten. Sie behaupten – 
ich beziehe mich erneut auf Ihren Sprechzettel –, 
dass sich die Konzeption der Hochschulräte in der 
Praxis nicht bewährt habe. Ich frage Sie: Wo ist der 
Beweis, dass sich die Hochschulräte in der Praxis in 
Nordrhein-Westfalen nicht bewährt haben? Den 
Beweis bleiben Sie schuldig. Sie setzen einfach ei-
ne Behauptung in die Welt. In den Hochschulräten 
an unseren Universitäten engagieren sich zahlrei-
che Persönlichkeiten von nationalem und internatio-
nalem Rang. Ihre Aufgabe als Wissenschaftsminis-
terin wäre es doch, noch mehr solcher Persönlich-
keiten für eine fruchtbare und wertvolle Mitarbeit an 
nordrhein-westfälischen Hochschulen zu gewinnen. 
Sie aber machen das Gegenteil. 

(Beifall von Klaus Kaiser [CDU]) 

Sie degradieren die Hochschulräte, wodurch das 
Interesse an einem Engagement der Hochschulräte 
logischerweise dauerhaft Schaden nehmen wird. 
Damit sind Sie – historisch gesehen – die erste 
Wissenschaftsministerin in Nordrhein-Westfalen, die 
ohne Not auf wertvolles Expertenwissen verzichtet. 
Frau Schulze, Sie sind die erste Wissenschaftsmi-
nisterin, die nicht auf Qualität setzt, sondern der 
Degeneration Nordrhein-Westfalens Tür und Tor 
öffnet.  

(Beifall von der CDU und der FDP) 

Meine Damen und Herren, in einer globalisierten 
Welt müssen logischerweise mehr denn je Entschei-
dungen getroffen werden. Gute Entscheidungen für 
Hochschulen werden aber schwerlich oder gar nicht 
zustande kommen, wenn in Zukunft alleine im Senat 
vier Gruppen und dazu noch die Hochschulleitung, 
der Hochschulrat, die neu zu gründende Hochschul-
konferenz und das Ministerium beispielsweise über 
die Berufung eines Professors oder die strategische 
Ausrichtung einer Hochschule entscheiden. An der 
Stelle wird überdeutlich klar: Ihre Eckpunkte sind eine 
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Mischung aus Verkomplizierung, Bürokratie, Bevor-
mundung und Misstrauen. 

(Beifall von der CDU und Marcel Hafke 
[FDP]) 

Das wird auch deutlich, wenn man sich einige 
Überschriften in den Medien ansieht. Der „Kölner 
Stadt-Anzeiger“ schreibt: SPD-Ministerin will Hoch-
schulen schwächen und die Universitäten wieder 
stärker überwachen. WDR-Online titelt: „Mehr Staat 
an der Uni“. Die „Aachener Zeitung“ zitiert Sie, Frau 
Schulze, mit den Worten: „Es ist die Aufgabe der 
Landesregierung, die Fächer einzurichten, die wir 
brauchen.“ Ehrlicher wäre der Satz: Es ist die Auf-
gabe der Landesregierung, die Fächer einzurichten, 
die ich – Frau Schulze – will. Darum geht es Ihnen. 
Das ist der Kern des Gesetzes und der Eckpunkte. 

(Beifall von der CDU und der FDP) 

Für den außenstehenden Betrachter ist doch 
grundsätzlich vollkommen unklar, weshalb am Ende 
einer Entscheidungskette das Ministerium und Frau 
Schulze in Person stehen sollen. Ich frage alle Ab-
geordneten von Rot-Grün: Ist es wirklich Ihre tiefere 
Absicht, die vielfältigen, die schwierigen Entschei-
dungen in unseren Hochschulen bei dieser Ministe-
rin enden zu lassen? Wollen Sie, dass die Ent-
scheidungen der Wissenschaftspolitik am Ende die-
ses Gesicht bekommen? 

(Zuruf von der SPD: Ja!)  

Wir glauben, wenn Frau Schulze am Ende einer 
Kette steht, wird daraus für Nordrhein-Westfalen 
keine Wertschöpfungskette.  

(Beifall von der CDU und der FDP) 

Präsidentin Carina Gödecke: Vielen Dank, Herr 
Kollege. – Für die Fraktion der SPD spricht Kollege 
Schultheis. 

Karl Schultheis (SPD): Verehrte Frau Präsidentin! 
Liebe Kolleginnen und Kollegen! Meine Damen und 
Herren! Herr Dr. Berger, Ihre Einlassungen liegen 
genau auf dem Niveau, das wir sowohl im Aus-
schuss als auch im Parlament immer wieder erfah-
ren. Ich hatte gedacht, weil Kollege Lienenkämper 
den Antrag zur Aktuellen Stunde unterschrieben hat 
und der letzte Satz lautet, diskutieren zu wollen, 
dass das ein Angebot sein soll, in den Dialog einzu-
treten. Aber Ihre Äußerungen und Ihre teilweise 
demagogischen und ideologischen Ausrichtun-
gen … 

(Beifall von der SPD und den PIRATEN – 
Widerspruch von der FDP – Lachen von 
Marcel Hafke [FDP] – Zurufe von der CDU: 
Ui!) 

– Herr Dr. Berger, diejenigen – das ist in Ihrer Frak-
tion sehr verbreitet –, die anderen Ideologie vorwer-

fen, sind immer die größten Ideologen. Deshalb 
muss man da besonders vorsichtig sein. 

Ich will jetzt nicht auf Einzelheiten eingehen, über 
die wir im weiteren Prozess sicherlich noch mitei-
nander diskutieren werden. Aber ich weiß nicht, wie 
Sie zu solchen Feststellungen kommen, dass bei-
spielsweise die Berufungsverfahren wieder im Mi-
nisterium durchgeführt werden sollen. Das steht nir-
gendwo in den Eckpunkten; das ist auch nicht dis-
kutiert worden. Sie wollen hier einfach nur Misstrau-
en säen, was nicht angebracht ist.  

Das Leitmotiv dieser Eckpunkte und der Überlegun-
gen, die bisher in den Mehrheitsfraktionen hierzu 
angestellt worden sind, bewegen sich entlang des 
Leitmotivs, Freiheit und Verantwortung zusammen-
zuführen. 

(Lachen von Marcel Hafke [FDP]) 

Das ist das Leitmotiv, und hier ist erheblicher Repa-
raturbedarf.  

Es geht um die Verantwortung des Landes gegen-
über den Hochschulen sowie um die Verantwortung 
der Hochschulen gegenüber ihren Beschäftigten 
und Studierenden, aber auch gegenüber dem Ge-
währträger Land. Diese Verantwortung, die wir ge-
meinsam wahrnehmen müssen und wollen, bedarf 
einer Anpassung. Wenn Sie, wie wir das auch tun, 
Gespräche mit Hochschulräten, mit Rektoraten, mit 
Präsidien, mit Studierenden, auch mit Personalräten 
führen, wird deutlich, welcher Verbesserungsbedarf 
dort besteht. Viele Argumente, die wir in der Anhö-
rung zum jetzt gültigen Hochschulgesetz angeführt 
haben, finden sich jetzt in den Kritikpunkten der Be-
teiligten wieder. 

Wir haben als Haushaltsgesetzgeber eine Verant-
wortung gegenüber den Hochschulen. Das beinhal-
tet aber auch, dass wir unsere Funktion hinzu-
schauen, wirklich wahrnehmen können. Es ist ein 
Problem, dass die Landesregierung keinen rechtli-
chen Zugriff auf die Wirtschaftspläne unserer Hoch-
schulen hat. Einzelne Hochschulen haben es sich in 
der Vergangenheit versagt, solche Pläne zur Verfü-
gung zu stellen.  

Wir müssen sicherstellen, dass für gleiche Arbeit 
gleiches Geld bezahlt wird. Dazu bedarf es auch der 
Möglichkeiten über das Parlament und die Landes-
regierung. Wir müssen die Beschäftigungsverhält-
nisse in den Hochschulen betrachten. Wir stellen 
fest – das wird von den wissenschaftlichen, aber 
auch den nichtwissenschaftlichen Personalräten 
immer deutlich gesagt –, dass es zu einer Stücke-
lung der Verträge kommt, die die Wissenschaftsfrei-
heit beschädigt.  

Das waren einige Punkte, bei denen es darauf an-
kommt, sie neu zu justieren. 

Wir stellen auch an einzelnen Beispielen fest, ohne 
die konkreten Zahlen in Händen zu haben, dass die 
Tendenz in unseren Hochschulen dahin geht, dass 
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die Häuptlinge immer mehr und die Indianer immer 
weniger verdienen. Das kann nicht gute Wissen-
schafts- und Hochschulpolitik in Nordrhein-
Westfalen sein.  

(Beifall von der SPD, den GRÜNEN und den 
PIRATEN) 

Sie sprachen die Sicherung der Fächer an. Das ist 
ein Thema, das wir im Ausschuss schon vor mehre-
ren Jahren beraten haben und bei dem es bisher 
keine Handhabe gibt, individuelle Entscheidungen 
der Hochschulen mit den landesplanerischen Inte-
ressen abzugleichen. Wir können es uns als größ-
tes Bundesland nicht leisten, dass gerade im Be-
reich der Geistes- und Sozialwissenschaften ganze 
Bereiche stillgelegt werden, weil sie ökonomischen 
Interessen untergeordnet werden. Das geht nicht; 
auch da ist Anpassungsbedarf. 

Das Gleiche gilt für den Ausbau der Studienangebo-
te. Das Land Baden-Württemberg – nicht unter Rot-
Grün oder Grün-Rot, sondern noch unter Schwarz-
Gelb – hat dazu einen Masterplan aufgelegt. Da 
haben wir als Sozialdemokraten immer gesagt: Das 
ist ein Weg, eine vernünftige Struktur der Studien-
angebote zu schaffen. Der Meinung sind wir nach 
wie vor.  

Es geht auch darum, die Qualität und die Rahmen-
bedingungen für das Studium zu sichern. Sie erin-
nern sich an die Bildungsstreiks der jungen Leute in 
unserem Land, aber nicht nur in Nordrhein-
Westfalen, was die Auswirkungen der Bologna-
Reform angeht. Auch hier ist Anpassungsbedarf, 
was etwa Prüfungsbedarfe oder Anwesenheits-
pflichten angeht. Da müssen wir für gleichwertige 
Verhältnisse an all unseren Hochschulen sorgen.  

(Vereinzelt Beifall von der SPD) 

Das Wort „Bürokratie“ steht ebenfalls in Ihrem An-
trag zur Aktuellen Stunde. Bürokratie war auch bei 
der Anhörung zum jetzigen Hochschulgesetz The-
ma. Die Experten haben sich sehr deutlich dazu 
geäußert, dass Ihr Gesetz nicht weniger Bürokratie 
bringt, sondern mehr. Das ist auch der Fall. Die 
Verwaltungen unseren Hochschulen sind nicht klei-
ner geworden. Der bürokratische Aufwand im Bin-
nenverhältnis von Hochschulräten und Hochschul-
leitungen ist erheblich angestiegen. Wir kennen 
Forderungen seitens der Hochschulräte an die 
Hochschulleitungen, die es vom Ministerium gegen-
über den Hochschulleitungen nie gegeben hat. Zu 
behaupten, die Bürokratie sei weniger geworden, ist 
absoluter Unsinn. Die Bürokratie ist angewachsen. 
Es gilt, den richtigen Rahmen und einen angemes-
senen Umfang zu finden. 

Meine Damen und Herren, schon in der Anhörung 
zum jetzigen Hochschulgesetz hat es Kritik an den 
Strukturen und den Organen unserer Hochschulen 
gegeben, insbesondere von Frau Professorin Win-
termantel, der damaligen Vorsitzenden der Hoch-
schulrektorenkonferenz. Frau Wintermantel hat 

schon zu Beginn des Gesetzgebungsverfahrens für 
das jetzige Hochschulgesetz gesagt: Es ist falsch, 
dass der Vorsitzende des Hochschulrats Dienstvor-
gesetzter des Rektors oder des Präsidenten bzw. 
der Präsidentin ist. – Es gibt also Kritikpunkte, die 
es jetzt abzuarbeiten gilt. Darum geht es hier. Ich 
darf Sie nur bitten, auf den Teppich zurückzukom-
men. Sie sehen ja: Der Antrag der Piraten und Ihre 
Anträge sind sozusagen die Pole. SPD und Grüne 
bewegen sich in der Mitte … 

(Dr. Stefan Berger [CDU]: Nein, das ist links 
von der Mitte!) 

Präsidentin Carina Gödecke: Die Redezeit! 

Karl Schultheis (SPD): … und werden ein Hoch-
schulgesetz für NRW formulieren, das auch eine 
Wahlperiode übersteht, weil es pragmatisch an den 
Problemstellungen ausgerichtet ist, die wir zu lösen 
haben. – Vielen Dank für Ihre Aufmerksamkeit. 

(Beifall von der SPD und den GRÜNEN) 

Präsidentin Carina Gödecke: Vielen Dank, Herr 
Kollege Schultheis. – Für die Fraktion der FDP hat 
Kollegin Freimuth das Wort. 

Angela Freimuth (FDP): Guten Morgen! Frau Prä-
sidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Meine 
Damen und Herren! Herr Kollege Schultheis, zum 
Stichwort „Ideologie“: „Man kann eine Idee durch 
eine andere verdrängen, nur die der Freiheit nicht.“ 
Das sollte man vielleicht einmal allgemein beherzi-
gen. 

(Beifall von der FDP und der CDU) 

Ich darf mich zu Beginn bei den Antragstellern und 
beim Präsidium für die Genehmigung dieser Aktuel-
len Stunde bedanken, bietet sie doch die Möglich-
keit, dass wir hier an prominenter Stelle die Bevor-
mundungspolitik von Frau Ministerin Schulze und 
der Koalition auch im Hochschulbereich thematisie-
ren können. 

Als im Jahr 2006 unter der Verantwortung des libe-
ralen Innovationsministers Prof. Andreas Pinkwart 
die Hochschulen in Nordrhein-Westfalen zum 
1. Januar 2007 so viele Gestaltungsmöglichkeiten 
bekommen haben wie sonst nirgendwo in Deutsch-
land, ist ein Ruck durch die Hochschulen in Nord-
rhein-Westfalen gegangen. 

Die Hochschulen haben die Freiheiten und die darin 
liegenden Chancen auch erfolgreich genutzt, um im 
nationalen und internationalen Wettbewerb eine 
Profilierung und Profilschärfung zu erreichen, um 
die Lehre zu verbessern und um die Herausforde-
rungen, zum Beispiel durch den starken Anstieg der 
Studierendenzahlen, zu meistern. Unsere Hoch-
schulen haben bewiesen, dass sie sich ihrer gesell-
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schaftlichen Verantwortung bewusst sind und mit 
den ihnen eingeräumten Freiheiten auch dieser 
Verantwortung entsprechen. 

(Beifall von der FDP) 

Bislang wurden zwar nur Eckpunkte zu einer Novel-
le des Hochschulgesetzes vorgestellt. Ich sage aber 
auch ganz offen: Mehr muss gar nicht sein. Allein 
Sprache und Wortwahl zeigen überdeutlich, dass 
SPD und Grüne den Hochschulen diese Verantwor-
tung absprechen. Maxime ist die Steuerung der 
Hochschulen und damit die Rückabwicklung der 
beispielgebenden und wegweisenden Hochschul-
freiheit. 

Die vorgestellten Eckpunkte offenbaren Rege-
lungswut, Bürokratie und tiefstes Misstrauen ge-
genüber den Hochschulen. 

(Beifall von der FDP und der CDU – Zurufe 
von der SPD: Ach!) 

Die Rede ist von neuen Steuerungsinstrumenten 
und der Bindung an die ministerielle Interpretation 
von Rahmenvorgaben für Etats und Personal. Ent-
scheidungsgremium sollen umstrukturiert werden – 
mit dem Risiko einer Lähmung der bisherigen Ent-
scheidungsstrukturen. 

(Karl Schultheis [SPD]: Lassen Sie uns doch 
den Landtag auflösen!) 

Die Ministerin will statt der bisherigen Rechtsauf-
sicht künftig wieder in wesentlichen anderen Fel-
dern fachlich befehligend eingreifen. 

Das Instrument der Ziel-Leistungs-Vereinbarungen, 
bei dem sich Beteiligte auf Augenhöhe begegnen 
und das die individuellen Vorstellungen und Pla-
nungen der Hochschule einerseits und die im Staat 
organisierten Vorstellungen der Zivilgesellschaft an-
dererseits kooperativ miteinander verbindet, wird 
von Ihnen völlig negiert. 

Statt an einer Weiterentwicklung zu arbeiten, droht 
die Landesregierung kurzerhand mit einer rigorosen 
Rückabwicklung. Herr Kollege Schultheis hat es ja 
gerade auch mehr als deutlich gesagt. Rot-Grün will 
die Hochschulen unter ihre politische Kontrolle be-
kommen und sie wieder an die Kandare nehmen. 

(Beifall von der FDP und der CDU) 

Das ist nicht nur rückwärtsgewandt, sondern wird 
auch dem Innovationsstandort schaden. Das ist 
Ihnen auch bewusst; denn die kognitiven Fähigkei-
ten, dies zu erkennen, sind bei Ihnen ganz sicher 
vorhanden. Sie haben auch lange mit den Eckpunk-
ten hinterm Berg gehalten. Sie rechnen mit massi-
ven Widerständen – und das zu Recht. 

Ein kluger Mann – das sage ich nicht nur, weil er 
einen tollen Nachnamen trägt –, Prof. Axel Frei-
muth, Rektor der Universität zu Köln und Vizepräsi-
dent der Landesrektorenkonferenz, lässt sich im 
„Kölner Stadt-Anzeiger“ vom 22. November 2012 

mit folgender Bewertung einiger Ihrer Änderungs-
vorschläge zitieren: „völlig daneben“. Besser kann 
man es wohl kaum auf den Punkt bringen.  

(Karl Schultheis [SPD]: Der hat schon vieles 
kommentiert!) 

Das Regelwerk soll nach Ihren Plänen zum Winter-
semester 2014/15 in Kraft treten. 

Erzählen Sie hier bitte auch nichts von Dialogpro-
zess, Herr Kollege Schultheis; denn die gesamten 
Eckpunkte weisen mehr als deutlich darauf hin, 
dass es Ihnen überhaupt nicht um einen Dialogpro-
zess mit den Hochschulen geht. 

(Karl Schultheis [SPD]: Sie haben die Pres-
semitteilung schon herausgegeben, als die 
Eckpunkte noch gar nicht vorlagen!) 

Hat denn irgendeine Hochschule Ihnen gesagt, sie 
wolle über ministerielle Interpretationen von Rah-
menvorgaben von oben gesteuert werden? 

(Beifall von Dr. Stefan Berger [CDU]) 

Oder hat auch nur eine Hochschule darum gebeten, 
wieder Rede und Antwort stehen zu müssen, wenn 
ein Labor eingerichtet werden soll oder eine Perso-
nalberufung stattfinden soll? Wenn Hochschulen 
erst fragen müssen, ob sie berufen dürfen, ist der 
Schritt zu der Frage, wen sie denn berufen dürfen, 
nur noch ein ganz kleiner. 

Ihnen geht es nicht um Diskussion, sondern um Dik-
tat. 

(Lachen von der SPD) 

Die rot-grüne Bevormundungspolitik – diesen Vor-
wurf müssen Sie sich leider gefallen lassen – er-
reicht mit dem, was hier bisher vorgestellt wurde, 
auch die Hochschulen. Sie fürchten offensichtlich 
eigenständige Hochschulen und wissenschaftliche 
Entfaltung durch gestalterische Freiheit. 

(Karl Schultheis [SPD]: Wer sind die Hoch-
schulen? – Gegenruf von Dr. Stefan Berger 
[CDU]: Lassen Sie die Hochschulen doch 
machen!) 

Jonathan Swift hat einmal den Ausspruch geprägt: 
„Was nützt die Freiheit des Denkens, wenn sie nicht 
zur Freiheit des Handelns führt.“  

Ich kann deshalb nur an Sie appellieren: Lassen Sie 
uns überlegen, wie wir das Hochschulfreiheitsge-
setz weiterentwickeln können; aber streifen Sie den 
Umhang der Bevormundung ab, und lassen Sie den 
Hochschulen auch die Freiheit des Handelns. 

(Beifall von der FDP und der CDU) 

Unsere Hochschulen wollen und müssen nicht um-
gekrempelt werden. Sie brauchen auch keine Expe-
rimentierklauseln, sondern verlässliche und adäqua-
te Rahmenbedingungen. 



Landtag   29.11.2012 

Nordrhein-Westfalen 990 Plenarprotokoll 16/15 

 

Gestatten Sie mir noch eine Bemerkung zu den 
Hochschulräten, die wir heute im Plenum nicht en 
détail diskutieren; das werden wir im Ausschuss und 
anschließend nach der Rücküberweisung tun. Sie 
wollen ihnen zugunsten eines viertelparitätisch be-
setzten Senats Befugnisse entziehen. Ich halte das 
für nicht zielführend. 

(Karl Schultheis [SPD]: Das hängt von dem 
Ziel ab, das man verfolgt!) 

Entscheidungen dürften dann wieder langgezogene 
Prozesse sein, und der Senat dürfte wieder zum 
Schauplatz alter ideologischer Grabenkämpfe wer-
den. Das hilft keinem weiter. 

(Beifall von der FDP) 

Es ist nicht so – das sage ich in aller Ausdrücklich-
keit –, dass sich die FDP-Landtagsfraktion Weiter-
entwicklungen und Verbesserungen entzieht, wie 
sie die Hochschulratsvorsitzenden selber angeregt 
haben und wie sie auch aus anderen Bereichen ge-
kommen sind. Aber, lieber Kollege Schultheis – da 
unterscheiden wir uns eben fundamental –: Hoch-
schulräte sind ein wichtiger Bestandteil der autono-
men Hochschulen. Ich halte es für wichtig, dass wir 
diesen vielen herausragenden Persönlichkeiten – 
Nobelpreisträger, Leibniz-Preisträger, internationale 
Wissenschaftler, Unternehmensführer, Gewerk-
schaftsführer, Wissenschaftsjournalisten und sogar 
ehemalige Minister gehören dazu – die Kompeten-
zen geben, ihre Erfahrungen, ihre unterschiedlichen 
Aspekte zum Wohle der Hochschule einzubringen. 
An anderen Stellen begrüßen Sie ja Diversity. 

Präsidentin Carina Gödecke: Ihre Redezeit. 

Angela Freimuth (FDP): Vielen Dank, Frau Präsi-
dentin. Ich komme zum Schluss.  

Wir sind auch offen für Veränderungen, um zum 
Beispiel Missbrauch im Zusammenhang mit Ketten-
verträgen zu vermeiden. Überhaupt kein Thema! Ich 
bekenne mich auch zur Mitbestimmung der Studie-
renden. Aber wir müssen doch die Fragen, die sich 
dadurch stellen, dass es bei Studentenparlaments-
wahlen eine Beteiligung von nur 14 % oder weniger 
gibt, anders beantworten, als das bislang der Fall 
ist. 

Präsidentin Carina Gödecke: Frau Kollegin, Ihre 
Redezeit! 

Angela Freimuth (FDP): Meine Damen und Her-
ren, ich will nicht, dass unsere Exzellenzen hier in 
Nordrhein-Westfalen keinen Platz mehr finden, ihre 
Talente in einem freiheitlich geprägten Wissen-
schaftsland Nordrhein-Westfalen einbringen zu 
können. Deswegen freue ich mich auf die weiteren 
Debatten, die wir an anderer Stelle noch führen 

werden. Das, was bisher vorgelegt worden ist, kann 
nicht unsere Zustimmung finden. 

(Beifall von der FDP und der CDU) 

Präsidentin Carina Gödecke: Vielen Dank, Frau 
Kollegin Freimuth. Frau Kollegin Freimuth, Sie ha-
ben Ihre vorgegebene Redezeit von sieben Minuten 
um eine Minute und neun Sekunden überzogen. – 
Nächste Rednerin ist Frau Kollegin Dr. Seidl für die 
Fraktion Bündnis 90/Die Grünen. 

Dr. Ruth Seidl (GRÜNE): Frau Präsidentin! Liebe 
Kolleginnen und Kollegen! Frau Freimuth, Sie tra-
gen seit 2006 einen Mythos vor sich her: den My-
thos, dass Sie, insbesondere die FDP-Fraktion, die 
Erfinder der Hochschulfreiheit in Nordrhein-
Westfalen seien. 

(Beifall von der FDP) 

Dabei ist es mit dem sogenannten Hochschulfrei-
heitsgesetz in Ihrer Regierungszeit zu einer höchst 
umstrittenen politischen Weichenstellung gekom-
men. „Weniger Staat und mehr Wettbewerb“ hieß 
die Devise. Und seitdem war nicht mehr klar, wer 
eigentlich für eine vernünftige Landesplanung zu-
ständig ist. Das fand im Übrigen auch der damalige 
Vorsitzende der Landesrektorenkonferenz, Herr 
Prof. Ronge, der im Rahmen der Anhörung zum 
HFG sagte – ich zitiere –: 

Man muss sich überlegen, ob wir überhaupt noch 
von einer Hochschullandschaft in Nordrhein-
Westfalen sprechen können; denn wir haben dann 
eine Vielzahl von Hochschulen, deren integratives 
Element, das bisher durch den Staat geleistet wor-
den ist, entfallen ist. Dann haben wir viele Hoch-
schulen, aber nicht mehr eine Landesstruktur des 
NRW-Hochschulwesens. 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, aus meiner Sicht 
ist es unerklärlich und unverantwortlich, wie man 
sich in einem Land, das die größte Dichte an Hoch-
schulen in ganz Europa besitzt, so aus der gesamt-
staatlichen Verantwortung zurückziehen konnte. 

(Beifall von den GRÜNEN – Marcel Hafke 
[FDP]: Ist doch lächerlich!) 

Inzwischen gibt es in Nordrhein-Westfalen 
69 Hochschulen. Und es ist politische Aufgabe, 
die groben Ziele der Landesplanung zu definie-
ren: Wie viele Studienplätze brauchen wir? Wie 
muss perspektivisch die Fächerentwicklung für 
ein zukunftsfähiges Nordrhein-Westfalen ausse-
hen? Wie gelingt die inhaltliche und strukturelle 
Reform des Bologna-Prozesses? Wie können wir 
einen höheren Anteil an Frauen in Spitzenpositi-
onen der Wissenschaft bringen? Oder: Wie ge-
hen wir mit den im Mittelbau zunehmenden pre-
kären Beschäftigungsverhältnissen um? 
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Ihr Ansatz war immer: Die einzelnen Hochschulen 
werden das schon machen. – Unser Ansatz ist: Die 
Hochschulen brauchen dazu unsere Unterstützung 
und eine vernünftige landespolitische Steuerung. 

Deshalb, liebe Kolleginnen und Kollegen, wollen wir 
gesetzlich verankern, dass uns das MIWF künftig 
eine für die gesamte Hochschullandschaft verbindli-
che strategische Planung des Landes in einem 
Landeshochschulentwicklungsplan vorlegt, dessen 
Eckpunkte in regelmäßigen Abständen fortge-
schrieben und vom Landtag beschlossen werden. 

(Vereinzelt Beifall von den GRÜNEN) 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, wir sind sehr dafür, 
den Hochschulen mehr Autonomie und Gestal-
tungsfreiheit zu geben. Der Staat hat sich weitest-
gehend aus der Detailsteuerung der Hochschulen 
herauszuhalten. Deshalb ist es absoluter Blödsinn, 
zu behaupten, Herr Berger, Rot-Grün wolle die 
Hochschulen wieder zu nachgeordneten Behörden 
des Landes bzw. Landeseinrichtungen machen, 
damit das Ministerium wieder über unmittelbare 
Durchgriffsrechte verfüge. Das ist Populismus pur! 

(Beifall von den GRÜNEN) 

Um Ihr Geschichtsbewusstsein aufzubessern, sage 
ich Ihnen Folgendes: Die Hochschulen in NRW sind 
dank der rot-grünen Hochschulreformen in den ver-
gangenen Jahren so frei wie nirgendwo sonst in 
Deutschland. Wir haben die Berufung von Professo-
rinnen und Professoren sowie die Einrichtung von 
Studiengängen vollständig an die Hochschulen de-
legiert. Das erfolgte ja noch unter der damaligen 
Wissenschaftsministerin Kraft. Auch die Einführung 
der Globalhaushalte geht auf die rot-grüne Regie-
rungszeit zwischen 2000 und 2005 zurück. Daran 
geknüpft wurde eine moderne Hochschulsteuerung 
über Ziel- und Leistungsvereinbarungen und eine 
staatliche Finanzierung, welche ein Teil der Mittel 
nach Kriterien leistungsorientiert vergibt.  

Seit 2000 haben wir diesen Prozess kontinuierlich 
nach vorne gebracht. Im Übrigen haben wir die Ver-
selbstständigung als Körperschaft, die Sie ja dann 
eingeführt haben, vom Grundsatz her nicht abge-
lehnt. Aber wir haben von Anfang an darauf hinge-
wiesen, dass wir dann auch ein neues Steuerungs-
modell brauchen, das die Belange der Hochschul-
landschaft als Ganzes in den Blick nimmt. 

(Zuruf von Dr. Stefan Berger [CDU]) 

Das, Herr Dr. Berger, sind wir nicht zuletzt den 
Steuerzahlerinnen und Steuerzahlern schuldig, 
denn schließlich gehen Jahr für Jahr mehr als 
4 Milliarden € an die Hochschulen und die Universi-
tätsklinika in Nordrhein-Westfalen. Dafür tragen wir, 
das Parlament, der Haushaltsgesetzgeber, die Ver-
antwortung. 

(Zuruf von Dr. Stefan Berger [CDU]) 

Ihr Hochschulfreiheitsgesetz geht in der Tat eindeu-
tig einen Schritt zu weit, was den Rückzug aus der 
staatlichen Verantwortung angeht. Das ist aber nicht 
mit einem Mehrwert von zusätzlicher Freiheit 
gleichzusetzen. Vielmehr haben Sie, liebe Kollegin-
nen und Kollegen von Schwarz-Gelb, mit einem 
starken externen Hochschulrat einen neuen Player 
eingeführt, auf den Kompetenzen sowohl vom Mi-
nisterium als auch von den Gremien der Hochschu-
le übertragen wurden. Das Ergebnis war nicht mehr, 
sondern eher weniger Freiheit für Forschung und 
Lehre. 

(Vereinzelt Beifall von den PIRATEN) 

Entsprechend negativ fiel damals das Echo der 
Hochschulen aus. 

Lassen Sie mich zum Schluss noch einen weiteren 
Mythos ausräumen: Wir als Grüne haben uns im 
Parlament nie grundsätzlich gegen die Konstruktion 
von Hochschulräten ausgesprochen. Aber wir ha-
ben sehr deutlich gemacht, dass ein solches Gre-
mium keinen Verlust von Mitbestimmungsrechten 
für Professorinnen und Professoren, für Studierende 
und Mitarbeiterinnen bedeuten darf.  

Die Hochschulen können sehr wohl von einem ge-
sellschaftspolitischen Input und einer gesellschafts-
politischen Vernetzung profitieren. Auch ich bin der 
Meinung, dass eine Hochschule nicht im eigenen 
Saft schmoren sollte und es gut tut, wenn der Blick 
von außen auf die Organisation fällt. Aber, liebe Kol-
leginnen und Kollegen, der Eingriff externer Hoch-
schulratsmitglieder, die sich mehr oder weniger re-
gelmäßig in der Hochschule treffen und die nicht zur 
wissenschaftlichen Community gehören, in das 
Kerngeschäft der Hochschulen ist aus unserer Sicht 
nicht zielführend.  

Deshalb brauchen wir eine neue Diskussion über 
die Zusammensetzung, den Status und die Aufga-
ben der Hochschulräte in Nordrhein-Westfalen. Die 
jetzt vorliegenden Eckpunkte der HG-Novelle sind 
das Ergebnis der ersten Beratungsrunde mit den 
Hochschulen und gesellschaftlichen Gruppen. Auf 
dieser Grundlage werden wir jetzt in einen breiten 
Dialog und Konsultationsprozess gehen. Denn wer 
könnte die Auswirkungen des HFG wohl besser 
bewerten als die betroffenen Statusgruppen selber? 

Für eine Evaluierung des HFG werden wir darüber 
hinaus eine wissenschaftliche Expertise einholen. 
Die Ergebnisse beider Bewertungsphasen fließen 
dann in den Gesetzentwurf und das parlamentari-
sche Verfahren ein. 

Mit Blick auf Ihren Beitrag, Frau Freimuth, kann ich 
nur sagen: Ihr Gejammer über die verlorene Hoch-
schulfreiheit wirkt vor dem Hintergrund der Diskus-
sion ein wenig wie Phantomschmerz, 

(Marcel Hafke [FDP]: Alle Rektoren!) 

wie der Wehmut über den Untergang der FDP und 
ein Freiheitsverständnis, das die Menschen in die-



Landtag   29.11.2012 

Nordrhein-Westfalen 992 Plenarprotokoll 16/15 

 

sem Land überhaupt nicht mehr akzeptieren. – 
Herzlichen Dank. 

(Beifall von den GRÜNEN und der SPD) 

Präsidentin Carina Gödecke: Vielen Dank, Frau 
Kollegin Dr. Seidl. – Für die Piraten spricht Herr 
Dr. Paul. 

Dr. Joachim Paul (PIRATEN): Verehrte Frau Prä-
sidentin! Sehr geehrte Damen und Herren! Liebe 
Kolleginnen und Kollegen! Liebe Menschen auf den 
Zuschauerrängen und im Netz! Herr Minister Jä-
ger – leider ist er heute nicht da – hat gestern so 
etwas wie eine parlamentarische Initiative gestartet: 
Mehr Latein im Parlament. – Da sind wir Piraten da-
bei. Denn es gibt viele lateinische Zitate, die Bezüge 
zum Heute haben und vieles in seltener Schönheit 
und Klarheit zum Ausdruck bringen.  

Frau Präsidentin, mit Ihrer Erlaubnis zitiere ich: „En-
tia non sunt multiplicanda praeter necessitatem.“ 
Auf Deutsch: Die Dinge sollen nicht komplizierter 
gemacht werden als sie sind. – Das ist William von 
Ockham zugeschrieben. Das ist der berühmte Ra-
sierer. 

Der Name „Hochschulfreiheitsgesetz“ stellt in der 
Tat eine Verkomplizierung der strukturellen Verhält-
nisse dar, eine überflüssige Hinzufügung gepaart 
mit einer Verschleierung – oder vielleicht sollte ich 
sagen Klitterung. Das bestehende Hochschulfrei-
heitsgesetz hat mit der Freiheit der Hochschulen 
ebenso viel zu tun wie eine Milchkuh mit Bierbrau-
en. Eigentlich müsste es heißen: Hochschulratsfrei-
heitsgesetz.  

Universitäten – das ist wohl unzweifelhaft, und ich 
denke, wir stimmen da alle überein – sind Einrich-
tungen der Gemeinnützigkeit, die dem Gemeinwohl 
dienen sollen und daher der Gesellschaft als einem 
Ganzen und dem Staat als seinem Gewährsträger 
verpflichtet sind.  

Man kann im Zusammenhang mit dem bestehen-
den Gesetz fünf Problemfelder isolieren. Das erste 
Problemfeld möchte ich einmal mit „Sachkompe-
tenz“ bezeichnen. Die Zusammensetzung der 
Hochschulräte weist ein Ungleichgewicht zugunsten 
von Unternehmensführern auf – vor allen Dingen 
von größeren Unternehmen. Schon allein aus wirt-
schaftlichen Gesichtspunkten …  

(Dr. Stefan Berger [CDU]: Reine Behauptung 
von Ihnen!) 

– Herr Berger, das ist keine Behauptung. Das lässt 
sich belegen. In fast allen Fällen sind in den HR 
große Unternehmen überrepräsentiert. Dabei wis-
sen wir doch heute, dass Innovation eigentlich aus 
der Garage kommt.  

(Dr. Stefan Berger [CDU]: Rechnen Sie das 
mal nach!) 

Ich möchte Ihnen ein Beispiel für die betriebswirt-
schaftliche Kompetenz im Erkennen von Innovatio-
nen und Marktpotenzialen geben: Als IBM vor eini-
gen Jahrzehnten vor der Frage stand, die Xerox 
Corporation zu kaufen, gab es eine Beratungsan-
frage an die älteste Unternehmensberatung der 
Welt, Arthur D. Little. Deren Urteil hieß: Finger weg! 
Der Markt für Fotokopierer weltweit beträgt etwa 
5.000 Stück.  

(Beifall von den PIRATEN) 

Ich möchte wirklich nicht wissen, was in Baton Rouge 
auf den Vorstandsetagen los gewesen ist, als der 
Börsenwert von Xerox im Jahr 1974 3,4 Milliarden 
US-Dollar betrug. In Konsequenz dessen hat ein wei-
teres Großunternehmen – Sony – bei der Einführung 
des Walkman 1979 auf Marktanalysen verzichtet. So 
viel zum Thema Sachkompetenz. Ich denke, die Ge-
schichte spricht ihre eigene Sprache.  

Das Problemfeld Nummer zwei, das ich herausar-
beiten möchte, ist „systemisch-strukturell“. Das Ma-
nagement über die Steuerung durch Hochschulräte 
entspricht einem veralteten Top-down-Konzept des 
Managements, mit dem sich komplexe Probleme 
der Zukunft nicht mehr lösen lassen werden. Emp-
fohlen ist ja ein Konzept der Selbststeuerung. Das 
ist auch das, was wir unter Freiheit verstehen. Denn 
Freiheit nach Ihrer Auffassung ist eine Fremdsteue-
rung über den Markt.  

(Beifall von den PIRATEN) 

Die Doktrin des New Public Management ist auf 
Hochschulen nicht zu übertragen und mit der 
grundgesetzlichen Freiheit von Forschung und Leh-
re nicht in Einklang zu bringen. Das Hochschulfrei-
heitsgesetz ist Teil dieser Strategie des New Public 
Managements. Es geht von der Gleichheit – oder 
doch großen Ähnlichkeit – von Staat und privatem 
Sektor aus. Das ist weder inhaltlich noch syste-
misch gegeben. Hier werden Äpfel zu Birnen ge-
macht. Unis sind keine Unternehmen! 

(Beifall von den PIRATEN) 

Das Problemfeld Nummer drei beschäftigt sich mit 
„Pluralität und Legitimation“. Wir haben durch das 
aktuelle Gesetz eine Verschiebung der Verantwor-
tung zulasten der klassisch-parlamentarischen Re-
präsentation der gesellschaftlichen Interessen und 
zu Ungunsten der Selbstverwaltung. Was heißt ei-
gentlich „Freiheit der Hochschulen“ erlebt? Die 
marktkonforme Hochschule nach aktuellem Hoch-
schulgesetz hat mit Demokratie und Wissenschafts-
freiheit nichts zu tun. 

Das Problemfeld Nummer vier bezeichnet die „In-
transparenz der Hochschulhaushalte“. Diese sind 
vor dem Hintergrund der gesamtgesellschaftlichen 
Verantwortung der Hochschulen ein politisch und 
gesellschaftlich untragbarer Zustand. 

(Beifall von den PIRATEN) 
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Das Problem Nummer fünf ist ein Verstoß gegen 
das Grundgesetz, und zwar gegen die Wissen-
schaftsfreiheit, die im Grundgesetz in Art. 5 Abs. 3 
Satz 1 verankert ist. Das betrifft vor allen Dingen die 
in § 17 Abs. 3 Satz 2 des Hochschulgesetzes NRW 
normierte Möglichkeit des Hochschulrates, die vom 
Senat versagte Zustimmung für die Wahl der Hoch-
schulleitung mit einer Zweidrittel- bzw. Dreiviertel-
mehrheit zu ersetzen. Ich verweise hier auf das 
Rechtsgutachten von Thomas Horst. Im Übrigen 
noch einen schönen Gruß von Ihrem Genossen 
Wolfgang Lieb, den ich sehr schätze und der natür-
lich auch in der Anhörung dabei war!  

Eine Alternative zur Aufhebung dieser Verwerfung 
bietet unser Gesetzentwurf zur Stärkung der Wis-
senschaftsautonomie, zu wirklicher Wissenschafts-
autonomie. Ich sage es ganz deutlich: Die Wirt-
schaft darf und soll mitreden – jawohl –, aber bitte in 
einem Beirat. 

(Beifall von den PIRATEN – Vereinzelt Beifall 
von den GRÜNEN) 

Von den Grünen hieß es im Update-Programm zur 
Landtagswahl 2012 – ich zitiere –:  

„Wir wollen das Hochschulgesetz novellieren 
und damit landesweite Regelungen für mehr 
Mitbestimmung und Partizipation in Arbeit und 
Studium an den Hochschulen umsetzen… Die 
Hochschulräte wollen wir abschaffen.“ 

Bei der SPD hieß es im Wahlprogramm 2010:  

„Wir stehen für lebendige Hochschulen“.  

– Wir Piraten übrigens auch. – Weiter im SPD-
Wahlprogramm:  

„Für uns ist dabei die demokratische Selbstver-
waltung Ausdruck der Wissenschaftsfreiheit. 
Deshalb werden wir die Hochschulräte wieder 
abschaffen.“  

Jetzt muss ich mir doch die Frage stellen, liebe rot-
grüne Parlamentarier, liebe Landesregierung: Fehlt 
euch der Mut? Frau Schulze, wovor haben Sie 
Angst? Vor der Rektorenlobby, vor den Medien? 
Sprechen Sie einmal mit Leuten im Mittelbau. Die 
würden Ihnen in Scharen hinterherlaufen, wenn Sie 
die Hochschulräte abschafften.  

(Beifall von den PIRATEN) 

Fest steht auch: Der Versuch, das Modell des Auf-
sichtsrates eines Unternehmens eins zu eins auf 
Hochschulen zu übertragen, hat sich in der Praxis 
nicht bewährt. – Das ist eine Aussage von Frau 
Schulze. 

(Dr. Stefan Berger [CDU]: Das ist eine Be-
hauptung!) 

– Herr Berger, ich bitte Sie. Diese verbalen Stütz-
korsette aus Gütersloh – was bringt denn das? 

(Beifall von den PIRATEN) 

Die Konsequenz muss einfach sein: Das aktuelle 
Hochschulgesetz ist ein versalzenes Bananensouff-
lee. Es war ein netter Versuch, hat sich nicht be-
währt, wird daher nicht gebraucht und kann in die 
Mottenkiste. – Ich danke Ihnen.  

(Beifall von den PIRATEN) 

Präsidentin Carina Gödecke: Vielen Dank, Herr 
Dr. Paul. – Für die Landesregierung hat Frau Minis-
terin Schulze das Wort. 

Svenja Schulze, Ministerin für Innovation, Wissen-
schaft und Forschung: Frau Präsidentin! Meine 
Damen und Herren! Ich habe gestern Abend hier 
gesagt, es gäbe Themen, bei denen es sich nicht 
lohne, darüber zu streiten. Deshalb sollten wir auf-
passen, welche Diskussionen wir führen. Bei die-
sem Thema lohnt es sich aber wirklich, zu diskutie-
ren. 

(Beifall von der SPD – Vereinzelt Beifall von 
den PIRATEN) 

Herr Berger, wir tun das in einem anderen Stil als 
Sie. Das Hochschulfreiheitsgesetz ist innerhalb von 
kürzester Zeit durch das Parlament gegangen – oh-
ne Diskussionen. Wir knüpfen an die alten Traditio-
nen an. Es ist nämlich guter Stil, so ein Gesetz, das 
wirklich für große Veränderungen sorgt, länger mit 
den Betroffenen und Beteiligten zu diskutieren. Das 
haben wir im Jahr 2000 so gemacht, das haben wir 
2004 so gemacht, und das werden wir auch jetzt so 
machen. Das ist ein neuer Stil, an den Sie sich aber 
gewöhnen werden.  

Was war der Hintergrund für Ihr Gesetz? Sie sind 
davon ausgegangen, die Hochschulen befinden 
sich im internationalen Wettbewerb, sie sind auf den 
Markt geschmissen, und auf dem Markt wirkt Adam 
Smith, die unsichtbare Hand, die schon dafür sor-
gen wird, dass auch bei den Hochschulen aus 37 
Hochschulen irgendwie am Ende ein Landesinte-
resse entsteht.  

Herr Berger, so funktioniert das nun einmal nicht. 
Die Hochschulen sind keine Unternehmen, die Wis-
senschaft ist kein Markt, und Adam Smith wirkt da 
genauso wenig wie auf den anderen Märkten.  

Sie wissen das eigentlich doch auch. Sie wissen 
doch, dass ein Viertel der Studierenden Lehrerinnen 
und Lehrer werden wollen, und zwar nicht in China, 
nicht in Singapur, sondern beispielsweise in Duis-
burg, in Menden, hier in Nordrhein-Westfalen. Sie 
wissen doch auch, welche Schwierigkeiten wir heu-
te haben. Wir haben viel zu wenig Berufskollegleh-
rer. Wenn 37 Hochschulen das tun, was für sie gut 
ist, dann entsteht eben nicht am Ende das Landes-
interesse.  

Übrigens auch nicht im Bereich „gute Arbeit“. Wenn 
Sie schon in die Unternehmen sehen. dann müss-
ten Sie eigentlich wissen, dass die Arbeitsbedin-
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gungen heute ein ganz wichtiger Wettbewerbsfaktor 
sind. Was haben wir denn an den Hochschulen? 
Wir haben einen Rückfall in Arbeitsbedingungen 
ganz früher Zeiten. Das ist letztes Jahrhundert, was 
wir da haben.  

(Beifall von der SPD und den GRÜNEN) 

Deswegen brauchen wir neue Steuerungsmöglich-
keiten. Wir müssen die Hochschulen auch in die-
sem Bereich für den Wettbewerb zwischen den 
Hochschulen fit machen. Wir brauchen Rahmenbe-
dingungen, die dafür sorgen, dass wirklich die bes-
ten Leute nach Nordrhein-Westfalen kommen, weil 
sie hier sehr gute Arbeitsbedingungen vorfinden, 
weil sie nicht Befristungen von drei bis sechs Mona-
ten haben, weil sie familienfreundliche Hochschule 
vorfinden, weil wir uns um Diversity kümmern. Das 
alles muss von Landesseite passieren.  

(Dr. Stefan Berger [CDU]: Warum schaffen 
Sie dann den Wettbewerb ab?) 

Was tun Sie jetzt hier in der Debatte? Sie bauen 
Pappkameraden auf. Diese Pappkameraden erle-
gen Sie dann mit Heldengeste in öffentlicher Dis-
kussion. Ich sage Ihnen voraus, dass Sie damit in 
der Debatte nicht durchkommen werden.  

(Beifall von der SPD) 

Liebe Kolleginnen und Kollegen von der CDU und 
der FDP, eines sage ich hier ganz deutlich: Wir 
brauchen von Ihnen keine Belehrungen in Sachen 
Hochschulfreiheit und keine Belehrungen in der 
Frage der Autonomie.  

(Beifall von der SPD und den GRÜNEN) 

Die Autonomie der Hochschulen hat Hannelore 
Kraft auf den Weg gebracht. Die Autonomie der 
Hochschulen ist eine zutiefst sozialdemokratische 
Idee, die dort nach vorne gebracht wurde, und kein 
Thema der FDP. 

Wenn Ihnen das so viel wert ist, liebe Abgeordnete 
der FDP, dann diskutieren Sie doch einmal mit ih-
rem Minister Heubisch in Bayern. Der beruft noch 
jeden einzelnen Professor an den Hochschulen in 
Bayern.  

(Beifall von der SPD) 

Da waren wir schon seit vielen Jahren weitaus wei-
ter.  

Was wollen wir nun? Wir gehen davon aus, dass 
man dann, wenn man Autonomie an den Hochschu-
len hat, selbstverständlich auch Transparenz 
braucht. Dazu ist doch Ihr Gesetz auf halber Stre-
cke steckengeblieben. Ich verstehe übrigens nicht, 
warum Sie sich plötzlich gegen Transparenz weh-
ren. Ich kann mich noch gut an eine Debatte um 
Abgeordnetenbezüge erinnern, in der Sie für voll-
ständige Transparenz waren. Bei vier Milliarden, die 
wir an die Hochschulen geben, sagen Sie: Nein, da 

gucken wir nicht hinein, das wollen wir nicht wis-
sen. – Das kann doch wohl nicht sein!  

(Beifall von der SPD, den GRÜNEN und den 
PIRATEN) 

Schauen Sie sich doch einmal den Monitoringbe-
richt zum doppelten Abiturjahrgang an! Eine Hoch-
schule hat sich geweigert, uns Auskünfte zu geben. 
Ich kann jetzt hingehen und sagen, ich sperre der 
Hochschule den Haushalt, wenn sie mir den Bericht 
nicht gibt. Aber das ist wirklich kein feines Instru-
ment. Deswegen brauchen wir Rahmenvorgaben 
beim Haushalt und Rahmenbedingungen beim Per-
sonal. Das ist gut so, und das werden wir auch so 
auf den Weg bringen. 

Jetzt zu Ihrem Pappkamerad „Hochschulrat“: Es 
lohnt sich, wenn man ab und zu einmal dazu Ge-
spräche führt. Reden Sie doch einmal mit Frau Win-
termantel. Frau Wintermantel hat vor vielen Jahren 
hier bei der Anhörung im Landtag gesagt – damals 
noch als Vorsitzende der HRK … 

(Christian Lindner [FDP] spricht zu Minister-
präsidentin Hannelore Kraft.) 

– Sollen wir das jetzt im Dialog weiterführen? Aber 
das geht in einer Aktuellen Stunde nicht. 

(Christian Lindner [FDP]: Ich rede mit Ihrer 
Chefin!)  

– Gut.  

Frau Wintermantel hat damals gesagt, sie fände es 
falsch, die Funktion der Aufsicht und der Beratung 
mit der Dienstvorgesetztenfunktion beim Hochschul-
rat zusammenzubringen. Das hat Frau Winterman-
tel übrigens im November, als sie in den Hochschul-
rat in Aachen berufen wurde, noch einmal gesagt. 
Mir haben auch viele Hochschulräte gesagt, dass 
das nicht zusammenpasst, Dienstvorgesetzter zu 
sein und Aufsicht und Beratung zu haben. Sie ha-
ben versucht, das Modell des Aufsichtsrates eins zu 
eins auf die Hochschulen zu übertragen. So funktio-
niert das aber nicht. 

(Zuruf von der CDU: Alles Behauptungen!) 

Deswegen wollen wir die Dienstvorgesetztenfunkti-
on für das Rektorat wieder zum Land zurückholen. 
Der Beweis, Herr Berger, weil Sie danach immer 
rufen: Reden Sie einmal mit den Hochschulräten! 
Die haben mir im Detail dargelegt, dass das so nicht 
funktioniert.  

Was ist das Zweite, was wir beim Hochschulrat än-
dern wollen? Es gibt ein Gerichtsurteil vom Verfas-
sungsgericht in Hamburg, das sagt: Wir dürfen das 
Rektorat nicht allein im Hochschulrat wählen und im 
Senat bestätigen. Das geht so nicht mehr. Deswe-
gen werden wir das auch ändern. Ein solches Ge-
richtsurteil ist bindend. Sie können ja die Augen 
zumachen und es nicht wahrnehmen, aber wir 
nehmen dieses Urteil ernst und werden es im neuen 
Gesetz umsetzen.  
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Meine Damen und Herren, zwischen der Heiligspre-
chung des jetzigen Gesetzes und des symbolhaften 
Immer-wieder-Sagens, das sei das Nonplusultra, 
und dem, was die Piraten machen – das ist, glaube 
ich, ein bisschen „copy and paste“, wenn Sie sich 
einmal das Gesetz der Linken aus der letzten Run-
de ansehen –, bewegt sich das, was wir jetzt als 
Landesregierung vorlegen; dazwischen bewegen 
sich die Eckpunkte.  

Ich glaube, dass wir da auf einem sehr guten Weg 
sind. Es geht um die Weiterentwicklung der Hoch-
schulen. Es geht darum, wie wir weiterhin dafür sor-
gen, dass junge Menschen dort wirklich gut ausge-
bildet werden und wie wir die besten Rahmenbe-
dingungen für Forschung in Nordrhein-Westfalen 
auf den Weg bringen. 

Das werden wir mit der Diskussion um die Eckpunk-
te jetzt in aller Ruhe tun. Wir werden das auch hier 
im Parlament noch mehrfach diskutieren. Denn das 
ist wirklich eine Debatte, die sich lohnt. – Vielen 
Dank. 

(Beifall von der SPD und den GRÜNEN) 

Präsidentin Carina Gödecke: Vielen Dank, Frau 
Ministerin. – Für die CDU-Fraktion hat Herr Kollege 
Kaiser das Wort. 

Klaus Kaiser
*)
 (CDU): Frau Präsidentin! Meine sehr 

verehrten Damen und Herren! Liebe Kolleginnen, 
liebe Kollegen! Zunächst möchte ich meiner Gelas-
senheit Ausdruck verleihen: Auch in zehn Jahren, in 
zwanzig Jahren oder in hundert Jahren wird es 
Wissenschaft und Forschung geben – selbstver-
ständlich auch bei uns in Nordrhein-Westfalen. Die 
menschliche Neugier und das Bedürfnis nach 
Wahrheit lassen sich nicht unterdrücken. 

(Karl Schultheis [SPD]: Dann lass uns das 
doch schon mal beschließen! – Heiterkeit von 
der SPD und den GRÜNEN) 

Doch im Augenblick haben es Wissenschaft und 
Forschung in Nordrhein-Westfalen schwer. Sie 
müssen leiden. 

(Ministerin Svenja Schulze: Ach! Deshalb 
sind sie exzellent?) 

Sie werden durch eine Ministerin angegriffen, die 
mit ihrem staatsgläubigen Kaderdenken, das noch 
nicht so richtig über das Niveau einer AStA-
Vorsitzenden hinausgekommen ist, 

(Beifall von der CDU und der FDP – Wider-
spruch von der SPD und den GRÜNEN) 

die Freiheit von Wissenschaft und Forschung torpe-
diert. 

(Ministerpräsidentin Hannelore Kraft: Wären 
Sie mal AStA-Vorsitzender gewesen! Dann 

würden Sie anders mit den Menschen umge-
hen! – Weitere Zurufe) 

Die vorgelegten Eckpunkte des angestrebten Hoch-
schulentmündigungsgesetzes sind Ausdruck dieses 
Denkens. 

(Beifall von der SPD und den GRÜNEN) 

Kader kennen grundsätzlich die Wahrheit und wol-
len diese, ihre Wahrheit durchdrücken. 

(Widerspruch von der SPD) 

Genauso handelt auch Frau Svenja Schulze. Aus 
ideologischen Gründen will sie ihre Kaderdenke den 
Hochschulen aufdrücken. 

(Beifall von der CDU – Widerspruch von der 
SPD und den GRÜNEN sowie von Minister-
präsidentin Hannelore Kraft) 

– Sie glauben mir nicht? Ich werde es Ihnen bele-
gen. Denn was in einem Gesetz nur indirekt zum 
Ausdruck kommt, wird an anderer Stelle umso deut-
licher. In einem von ihr persönlich verfassten Artikel 
in der Sonderbeilage der „Frankfurter Allgemeinen 
Zeitung“ vom 30.10.2012 fordert Frau Svenja 
Schulze mit Nachdruck – ich zitiere – einen „Kultur-
wandel in Wissenschaft und Forschung“. 

(Zustimmung von der SPD) 

Zunächst spricht sie davon, dass der Wissen-
schaftsstandort Nordrhein-Westfalen mit seinen 
Hochschulen und außeruniversitären Forschungs-
einrichtungen – ich zitiere wieder – „auf europäi-
schem Spitzenniveau“ wissenschaftliche Exzellenz 
bildet. Da hat Sie recht. 

(Karl Schultheis [SPD]: Wo ist das Prob-
lem? – Gegenruf von Nadja Lüders [SPD]: 
Das Kaderdenken! – Heiterkeit von der SPD) 

Unsere Hochschulen konnten durch das bundesweit 
anerkannte Hochschulfreiheitsgesetz mit der not-
wendigen Autonomie ihre Arbeit auf ein exzellentes 
Niveau steigern. 

(Beifall von der CDU – Sigrid Beer [GRÜNE]: 
Du solltest bei Schule bleiben, Klaus! – Beifall 
von den GRÜNEN und der SPD) 

– Liebe Sigrid Beer, wenn Frau Löhrmann ein sol-
ches Grundverständnis von Schule hätte, wie es 
Frau Schulze in ihrem Artikel in der „FAZ“ offenbart, 
hätte es keinen Schulkonsens in Nordrhein-
Westfalen gegeben. 

(Beifall von der CDU und der FDP – Zuruf 
von Karl Schultheis [SPD]) 

Doch man reibt sich verwundert die Augen; man 
mag es nach dieser Einleitung kaum glauben, was 
die weiteren Ausführungen betrifft. Denn sie sind ein 
eklatanter Widerspruch, das exakte Gegenteil zu 
den einleitenden Bemerkungen. Man wundert sich 
gerade auch deshalb, weil Frau Svenja Schulze 
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(Karl Schultheis [SPD]: Sie meinen aber die 
Ministerin, oder?) 

den Wissenschaften Vorschriften machen will. In 
den Wissenschaften sollten allerdings Exaktheit und 
klare Begrifflichkeiten die Grundlage des Arbeitens 
und Forschens sein. 

(Sigrid Beer [GRÜNE]: Es geht um gesell-
schaftliche Verantwortung! Das ist doch 
Quatsch!) 

Das dürfte man von einer angeblichen Wissen-
schaftsförderungsministerin auch wohl erwarten.  

Frau Svenja Schulze ist trotz Exzellenz unzufrieden 
mit den wissenschaftlichen Leistungen, die die Wis-
senschafts- und Forschungslandschaft in Nordrhein-
Westfalen hervorbringt. Denn Frau Schulze behaup-
tet, Wissenschaft und Forschung in Nordrhein-
Westfalen zeichneten sich durch das – ich zitiere – 
„stereotype Anwenden sogenannter ,klassischer‘ In-
strumentarien“ aus. 

Offensichtlich ist noch viel schlimmer, dass die Wis-
senschaften – ich zitiere erneut aus dem Artikel – 
„dem Mainstream einer Forschungsphilosophie“ 
folgten. Nebenbei bemerkt: Man fragt sich, was ei-
gentlich ein solcher Mainstream ist, dem alle Wis-
senschaften folgen. 

(Zuruf von den PIRATEN: Das kann ich Ihnen 
sagen!) 

Nicht nur, dass an einer Universität viele unter-
schiedliche Fächer mit jeweils unterschiedlichen 
Methoden und Ausrichtungen arbeiten, die ihrem 
Forschungsgegenstand nach gar keinen vergleich-
baren Ansatz haben können. 

(Karl Schultheis [SPD]: Was für eine Er-
kenntnis!) 

Schon die Forschungsphilosophie zweier unter-
schiedlicher Forscher in demselben Fach, bei-
spielsweise in der Germanistik, ist unterschiedlich. 
Das sollte Frau Schulze als Germanistin sicherlich 
wissen. Doch davon will Frau Svenja Schulze nichts 
wissen. 

(Karl Schultheis [SPD]: Meinen Sie die Minis-
terin?) 

Vielmehr folgt nun der Frontalangriff auf Wissen-
schaft und Forschung, 

(Zuruf von Minister Johannes Remmel) 

denn sie – ich zitiere erneut – erwartet „anderes von 
den Wissenschaften“. Sie fordert einen Kulturwan-
del. Diese Argumentation muss man sich auf der 
Zunge zergehen lassen. Die Wissenschaftsministe-
rin dieses Landes ist zufrieden mit der Exzellenz, 
die unsere wissenschaftlichen Einrichtungen in den 
letzten Jahren hervorgebracht haben. 

Was wäre bei einer solchen Einsicht politisch zu 
tun? Als Ministerin müsste sie die Hochschulen und 
Institute weiter in dieser Arbeit unterstützen. 

(Nadja Lüders [SPD]: Das tun wir!) 

Aber nein, sie will einen Wandel, einen „Kulturwan-
del“. Das bedeutet bekanntlich einen tiefgreifenden 
und grundsätzlichen Wandel. 

(Sigrid Beer [GRÜNE]: Es geht um gesell-
schaftliche Verantwortung!) 

Anders ist der Begriff „Kultur“ in diesem Zusam-
menhang nicht zu verstehen – es sei denn, Frau 
Schulze wüsste nicht um die Bedeutung des Be-
griffs „Kultur“, was wir natürlich nicht infrage stellen.  

Durch diese grundsätzliche Änderung im Wissen-
schaftsverständnis sollen Forschungsergebnisse 
möglich sein, die – ich zitiere erneut – andere Dis-
ziplinen und auch die Gesellschaft wesentlich öfter 
und stärker einbeziehen. 

Mit anderen Worten: Frau Schulze will Wissenschaft 
und Forschung in eine bestimmte Richtung lenken 
und ihnen vorschreiben, was und wie sie zu arbei-
ten haben.  

Wie weit nun das staatsgläubige Kaderdenken von 
Frau Schulze geht, wird dann endlich deutlich: Denn 
entsprechend diesem kulturell gewandelten Ver-
ständnis von Wissenschaft und Forschung, das der 
breiten Öffentlichkeit ein Mitspracherecht zugesteht, 
will die Wissenschaftsministerin auch zukünftig ihre 
finanzielle Förderung ausrichten. Das ist aber der 
sogenannte goldene Zügel und das Gegenteil von 
dem, was bei unseren Hochschulen für Qualität und 
Exzellenz gesorgt hat. 

Wir wissen nun, was Frau Schulze mit ihrem „Hoch-
schulentmündigungsgesetz“ beabsichtigt: die mas-
sive Beschneidung der wissenschaftlichen Freiheit 
im Sinne ihres Funktionalismus und Kaderdenkens. 
Es geht ihr um Gängelung im Sinne einer besser-
wisserischen Ideologie. 

(Beifall von der CDU und der FDP) 

Frau Schulze, Ihnen ist ein anderes Denken fremd. 
Sie wollen die Hochschulen an die Kandare neh-
men. 

(Zurufe) 

Meine Damen und Herren, trotz aller Gelassenheit 
mit Blick auf die langfristige Perspektive: Für den 
Augenblick wird mir angst und bange um die Frei-
heit von Forschung und Lehre in Nordrhein-
Westfalen. 

(Beifall von der CDU und der FDP – Karl 
Schultheis [SPD]: Eben waren Sie noch ge-
lassen!) 

Präsidentin Carina Gödecke: Ihre Redezeit! 
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Klaus Kaiser
*)
 (CDU): Ich bin gleich fertig. – Sollte 

sich dieser Wandel so vollziehen, wie es Frau 
Schulze formuliert, so lässt dieses „Hochschulent-
mündigungsgesetz“ Schlimmstes befürchten. Wir 
kommen weg von einer Kultur hin zu einer bevor-
mundenden Kultur. Davor mögen wir bewahrt wer-
den. – Schönen Dank. 

(Beifall von der CDU und der FDP) 

Präsidentin Carina Gödecke: Vielen Dank, Herr 
Kollege Kaiser. – Herr Kollege Kaiser, da Sie auch 
schon länger dem Landtag von Nordrhein-
Westfalen angehören, wäre ich Ihnen sehr verbun-
den, würden Sie, wenn Sie die Ministerin meinen, 
sie mit Ministerin anreden, und würden Sie, wenn 
Sie die Abgeordnete Schulze meinen, sie mit dem 
Namen anreden. 

(Beifall von der SPD – Lutz Lienenkämper 
[CDU]: Das reicht aber! Jetzt ist es wirklich 
gut! Das kann doch wohl nicht wahr sein! – 
Zuruf von Karl-Josef Laumann [CDU] – Lutz 
Lienenkämper [CDU]: Die Ministerpräsidentin 
hat Ihnen das gesagt! – Weitere erregte Zuru-
fe und Gegenrufe) 

– Ich bitte Sie, sich etwas zu mäßigen. Sie kennen 
die Regeln. Wir können an anderer Stelle gerne 
noch einmal darüber reden, aber nicht während der 
laufenden Sitzung. 

(Anhaltende Zurufe von der CDU) 

– Für die SPD-Fraktion hat Frau Kollegin Lüders 
das Wort. 

(Rainer Schmeltzer [SPD]: Sie müssen sich 
dieses Maßregeln gefallen lassen! – Lutz Lie-
nenkämper [CDU]: Sie sind ein Bevormun-
dungspolitiker! – Anhaltende Zurufe von der 
CDU – Gegenrufe von der SPD) 

Ich hatte die nächste Rednerin aufgerufen.  

(Weitere anhaltende erregte Zurufe von der 
CDU und Gegenrufe von der SPD) 

– Frau Lüders, kommen Sie hierhin. Die Kollegen, 
die sich da gerade anbrüllen, diskreditieren sich alle 
selbst, vor allem gegenüber dem Publikum. 

(Beifall von der SPD und den PIRATEN) 

Frau Kollegin Lüders hat jetzt das Wort. Sie hat ein 
Recht darauf, gehört zu werden. Bitte schön. 

Nadja Lüders (SPD): Frau Präsidentin! Sehr geehr-
te Damen und Herren auf der Tribüne! Liebe Gäste! 
Liebe Kolleginnen und Kollegen! Wenn wir gerade 
von Kultur gesprochen haben, Herr Kaiser, dann 
war das gerade ein Ausbruch von Kultur, den ich 
hier nicht erleben möchte. 

(Beifall von der SPD und den PIRATEN) 

Ich möchte auch nicht erleben, dass wir hier eine 
Rezension eines Zeitungsartikels erfahren, zu dem 
wir alle unterschiedlicher Meinung sein können – 
das mag sein, das gehört mit zur Meinungsfreiheit, 
die wir in unserem Land pflegen. Aber dass Sie viel-
leicht einmal einen Satz zu Ihrem Antrag zur heuti-
gen Aktuellen Stunde gesagt hätten, das hätte mich 
ein wenig erfreut, um überhaupt auf irgendetwas, 
was Sie gesagt haben, reagieren zu können. 

(Zuruf von der CDU: Das ja gar kein Antrag!) 

Mit Zustimmung der Präsidentin möchte ich gerne 
mit einem Zitat anfangen. Da heißt es: 

Im Frühjahr 2011 wurde vonseiten des Ministeriums 
durch die Initiierung eines offenen Dialogprozesses 
eine grundsätzlich gute und taugliche Grundlage für 
eine effektive Gestaltung geschaffen. Die erste 
Phase dieser Fachgespräche diente dabei der Be-
standsaufnahme und Bewertung der Wirkung des 
geltenden Hochschulrechts. 

Jetzt raten Sie einmal, von wem dieses Zitat ist. Es 
ist von keiner Gewerkschaft – was man uns nahele-
gen könnte – und auch nicht von irgendeinem Per-
sonalrat. Nein, es ist von dem Sprecher der Kanzle-
rinnen und Kanzler der Universitäten in unserem 
Lande. 

Wovor haben Sie eigentlich Angst, meine Herren 
und Damen von der CDU und FDP? Wovor haben 
Sie Angst, wenn wir uns in einen Dialogprozess be-
geben, um einfach einmal zu evaluieren? 

(Zuruf von Sigrid Beer [GRÜNE]) 

Sie fordern immer diese Evaluation. Allerdings le-
gen wir sie anders an. Wenn man zu dem Begriff 
der Evaluation kommt – was bedeutet er? –, dann 
heißt das einfach nichts anderes als die Beurteilung 
von Maßnahmen auf ihre Wirksamkeit hin. 

(Dr. Stefan Berger [CDU]: Wir fordern das ja!) 

– Ja, Sie fordern es nur anders. Sie wollen eine 
wissenschaftliche Evaluation. Die wollen wir auch, 
keine Frage, aber wir beteiligen alle, die mit diesen 
Maßnahmen Ihres Hochschulfreiheitsgesetzes tag-
täglich umgehen müssen. Wir binden sie in unseren 
Prozess ein. Nichts anderes als die ersten Erkennt-
nisse dieses Dialogprozesses sind die Eckpunkte 
unserer Ministerin Svenja Schulze. 

(Dr. Stefan Berger [CDU]: Das ist eine Be-
hauptung!) 

– Das ist keine Behauptung. Sie hätten ja an die-
sem Dialogprozess teilnehmen können. Anschei-
nend unterhalten Sie sich, Herr Berger, nur mit einer 
Personengruppe aus den Hochschulen. Die Hoch-
schule ist jedoch vielfältig aufgestellt. 

(Beifall von der SPD – Zuruf von Dr. Stefan 
Berger [CDU]) 

Wenn Sie immer von Behauptungen und dem spre-
chen, was Sie erwarten: Ich vermute, die erwartete 
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Zustimmung Ihrerseits ist eher eine Erwartung, die 
nicht nur nicht wahrscheinlich, sondern mit absolu-
ter Sicherheit nicht erfüllt wird; denn in den Eck-
punkten ist das klare Bekenntnis zur Verselbständi-
gung der Hochschulen enthalten. 

Ich weiß gar nicht, was Sie daran zu meckern ha-
ben und wovor Sie dabei Angst haben. Oder ist es 
der Freiheitsbegriff, den Sie hier immer so hoch hal-
ten. Denn Verselbständigung bietet Freiheit ja, aber 
Freiheit hat immer da ihre Grenzen, wo sie auch nur 
ansatzweise die Grenzen anderer tangiert. Und das 
ist dann der Fall, wenn wir wie heute gehört haben: 
Wir geben mehr als 4 Milliarden € – Karl Schultheis 
hat es Ihnen, Herr Berger, zugerufen. Bei jedem 
noch so kleinen Verein in unserem Land fordern wir 
einen Verwendungsnachweis für jede noch so klei-
ne Zuwendung. Aber bei unseren Geldern, die wir 
den Hochschulen geben, sollen wir einfach sagen: 
„Das ist gut so“, und das war es dann? – Das ist 
keine ordentliche Politik, Herr Berger.  

(Beifall von der SPD – Zuruf von Dr. Stefan 
Berger [CDU]) 

Sie von der CDU haben hier gestern Morgen noch 
von Haushaltswahrheit und Haushaltsklarheit ge-
tönt.  

(Zurufe von der CDU) 

An dieser Stelle müssen Sie mir erklären, wie Sie 
das bei 4 Milliarden € jährlich den Bürgerinnen und 
Bürger erklären.  

(Beifall von Norbert Römer [SPD]) 

Wir sind jedem einzelnen Steuerzahler verpflichtet.  

(Beifall von der SPD und den GRÜNEN – La-
chen und Zurufe von der FDP) 

Zu Rahmenbedingungen und Rahmenvorgaben 
malen Sie Gespenster an die Wand.  

(Vorsitz: Vizepräsident Eckhard Uhlenberg)  

Das sind Ihre eigenen Gespenster, weil Sie Angst 
davor haben, damit umgehen zu müssen.  

(Karl Schultheis [SPD]: Haben Sie mal in den 
Spiegel geguckt?) 

– Genau. – Sehen wir doch einfach einmal der Rea-
lität ins Gesicht.  

(Lachen und Beifall von der CDU und der 
FDP) 

Frau Ministerin Schulze hat das beim Monitoring 
zum doppelten Abiturjahrgang angesprochen. Wir 
kommen heute unter Tagesordnungspunkt 12 noch 
einmal darauf zurück. Es war nicht nur der einzige 
Grund, dass Sie die Hochschulen nicht darauf vor-
bereitet haben, als Sie den doppelten Abiturjahr-
gang eingeführt haben. Nein, es ist auch ein Grund, 
dass wir überhaupt keine Handhabe haben, auch 
nur Daten abzufragen. Das geht völlig an der Reali-
tät vorbei. So kann man nicht weiter planen.  

Ihr Gesetz hat auf halber Strecke schlappgemacht.  

(Lachen von der CDU) 

Es ist so, wie Frau Ministerin Schulze gesagt hat: 
Es hat schlappgemacht, weil es nicht weitergedacht 
wurde.  

(Dr. Stefan Berger [CDU]: Lächerlich! Lächer-
lich! Lächerlich! – Gegenruf von Karl 
Schultheis [SPD]: So ist es aber!) 

Denn Freiheit ist ein hohes Gut. Dafür lohnt es sich, 
immer wieder einzustehen. Aber das beinhaltet 
auch Pflichten, die Sie auf halber Strecke vergessen 
haben. Ihre Begründung im Antrag zur Aktuellen 
Stunde weist einzig und allein das Mantra auf, das 
Sie immer vor sich hertragen „Privat vor Staat – al-
les regelt der Markt“. Aber Bildungseinrichtungen 
haben mit einem Markt überhaupt nichts zu tun. 
Das ist unsere Verantwortung.  

(Beifall von der SPD – Vereinzelt Beifall von 
den PIRATEN) 

Gott sei Dank wird das bei Bildungseinrichtungen 
und hoffentlich auch in Ihren weiteren Diskussionen 
klar werden.  

Herr Berger, … 

(Werner Jostmeier [CDU]: Kollege Berger! – 
Lutz Lienenkämper [CDU]: Dr. Berger!) 

– Oh. – Wie breit sind wir denn im nationalen und 
internationalen Bildungswettbewerb aufgestellt – ich 
bleibe bei Ihrer Wortwahl –, wenn einige und wo-
möglich bald alle Hochschulen einzelne Studienfä-
cher abschaffen und wir überhaupt kein Regulativ 
haben, da einzugreifen? Sagen wir unseren jungen 
Leuten dann, wie es immer heißt: „Dann macht 
doch einfach etwas mit Medien“? – Das geht doch 
nicht. Da können wir doch nicht tatenlos sehen.  

Vizepräsident Eckhard Uhlenberg: Frau Kollegin, 
Ihre Redezeit.  

Nadja Lüders (SPD): Ja. – Ich komme noch zu ei-
nem Punkt, Herr Berger. Sie stimmen immer das 
Mantra der Hochschulräte an. Wenn man Ihre Pres-
semitteilung genauer liest, fragt man sich: Welches 
Bild haben Sie denn von Hochschulräten, 

(Dr. Stefan Berger [CDU]: Ein gutes! Ein sehr 
gutes!) 

wenn Sie sagen, sie zögen sich aus ihrem Enga-
gement zurück, weil wir ein Gremium umstrukturier-
ten? – Man kann sich für eine Sache einsetzen, oh-
ne einem Gremium eine bestimmte Wertigkeit zuzu-
fügen.  

(Dr. Stefan Berger [CDU]: Das ist nicht die 
Realität der Menschen!) 
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– Doch, das ist die Realität, die Sie wie eine Monst-
ranz vor sich hertragen.  

Vizepräsident Eckhard Uhlenberg: Frau Kollegin, 
Ihre Redezeit ist abgelaufen.  

Nadja Lüders (SPD): Noch einmal zu Ihrer viel be-
schworenen Freiheit.  

(Dietmar Brockes [FDP]: Redezeit!) 

Sie ist beschränkt. Die freie Entfaltung ist immer 
dann beschränkt, wenn sie viele andere tangiert. – 
Vielen herzlichen Dank.  

(Beifall von der SPD – Vereinzelt Beifall von 
den GRÜNEN) 

Vizepräsident Eckhard Uhlenberg: Vielen Dank, 
Frau Kollegin Lüders. – Für die FDP-Fraktion spricht 
der Abgeordnete Hafke. 

Marcel Hafke (FDP): Sehr geehrter Herr Präsident! 
Meine sehr geehrten Damen und Herren! Ich erin-
nere mich noch sehr gut an die Debatten in der letz-
ten Legislaturperiode zu diesem Thema. Das heißt, 
eine Debatte war es eigentlich nicht, sondern der 
Versuch, gegen die Lächelblockade der Ministerin 
anzukommen.  

Im ganzen Land herrschte Verunsicherung. Wir ha-
ben Sie im Landtag mehrfach aufgefordert, offenzu-
legen, in welche Richtung Ihre Pläne gehen. Sie, 
Frau Ministerin, haben sich dem völlig verweigert. 
Ihre Worte vom ergebnisoffenen Dialog hatten wirk-
lich etwas Tragikkomisches.  

In der denkwürdigen Fragestunde dazu haben Sie 
das mit einer Beharrlichkeit wiederholt, die wohl in 
diesem Parlament unerreicht bleiben wird.  

(Ministerin Svenja Schulze: Danke!) 

Erinnern Sie sich noch, wie oft Sie in dieser Frage-
stunde „offener Dialogprozess“ als Universalantwort 
gegeben haben? 43-mal! 43-mal „offener Dialog-
prozess“ – null Mal eine Antwort. Was für eine 
Kommunikationskultur! 

(Beifall von der FDP und Lutz Lienenkämper 
[CDU]) 

Aber jetzt ist endlich klar, wohin die Reise gehen 
wird. Es ist genau das, was wir befürchtet hatten. 
Vielleicht ist es noch schlimmer. Ihre Eckpunkte 
sind die Rückabwicklung der Hochschulfreiheit. Sie 
legen die Hochschulen rückwärtsgewandt wieder an 
die Ketten der staatlichen Kontrolle.  

(Beifall von der FDP und der CDU) 

Damit gefährden Sie in Nordrhein-Westfalen die 
Freiheit von Wissenschaft und Forschung. 

(Karl Schultheis [SPD]: Erzählen Sie das 
doch einmal den Bayern!) 

– Herr Schultheis, beim ersten Lesen war ich wirk-
lich entsetzt, mit welcher Deutlichkeit und Vehe-
menz Sie da vorgehen. „Steuerung der Hochschu-
len“ ist Ihre Maxime. Das lässt keinen Zweifel auf-
kommen, dass ein massiver Eingriff geplant ist.  

(Beifall von Karlheinz Busen [FDP]) 

Dann geht es weiter: „strategische Steuerung“, neue 
„Steuerungsinstrumente“, die „strategische Budge-
tierung“, die Bindung an die „ministerielle Interpreta-
tion“ von Rahmenvorgaben. Frau Schulze, da bleibt 
doch kein Zweifel an Ihrer Haltung. Da führt Ihr of-
fener Dialogprozess diejenigen, mit denen Sie re-
den, in die staatliche Kontrolle zurück. Da kann Ihr 
Dialogprozess nicht ganz so offen gewesen sein. 

(Beifall von der FDP und der CDU) 

Frau Ministerin, Sie haben das durchgesetzt. Sie 
diktieren das den Hochschulen. So ist das Verfah-
ren. Oder wollen Sie uns wirklich erzählen, die 
Hochschulen hätten darum gebeten, endlich wieder 
an die Leine zu kommen?  

(Heiterkeit von der FDP – Zuruf von Karl 
Schultheis [SPD]) 

Das ist natürlich völliger Quatsch. Die Hochschulen 
sagen uns auch, dass sie die Freiheit behalten wol-
len.  

(Nadja Lüders [SPD]: Mit Freiheit muss man 
auch umgehen können!)  

Ihre Formulierungen legen ganz klar offen, dass ein 
massiver Eingriff geplant ist. Es geht nicht um wohl-
überlegte Änderungen einzelner Strukturen, son-
dern um Ihre Lust an der Steuerung. Ihre Eckpunkte 
sind gerade ein Dokument für den sogenannten 
Kontrollfetischismus.  

(Karl Schultheis [SPD]: Au! Au! Au!) 

Glauben Sie denn im Ernst, dass es eine gute Idee 
ist, dass der Staat den Hochschulen vorschreibt, 
welche Fächer sie anbieten? Sie haben Ihre Bank in 
Nordrhein-Westfalen vor die Wand gefahren, weil 
Sie geglaubt haben, der Staat sei der bessere Ban-
ker. Jetzt haben wir statt der guten WestLB eine 
Bad Bank und zahlen, zahlen, zahlen.  

(Zuruf von Dennis Maelzer [SPD]) 

Da wollen Sie auch noch Wissenschaft betreiben? 
Glauben Sie wirklich, dass das gutgeht? Frau Minis-
terin, wir glauben das nicht. Die Hochschulen glau-
ben das nicht. Die Experten glauben das nicht.  

Wenn wir uns anschauen, wie unsere Hochschulen 
arbeiten, dann wird doch eines klar: Es geht gar 
nicht ums Glauben. Es ist belegt: Unsere Hoch-
schulen leisten eine hervorragende Arbeit.  

(Beifall von der FDP)  
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Frau Ministerin, Sie sagen das bei den aktuellen 
Debatten ja selbst immer wieder, Stichwort: Studie-
rendenansturm. Immer wieder betonen Sie selbst, 
welch gute Arbeit unsere Hochschulen leisten.  

Die Universitäten und Fachhochschulen profilieren 
sich mit exzellenter Forschung, mit guter Lehre, mit 
eigenen Schwerpunkten. Sie brauchen dafür keine 
Leinen und auch keine Leitplanken, wie Sie immer 
gesagt haben.  

(Beifall von der FDP – Vereinzelt Beifall von 
der CDU) 

Um das klarzustellen: Leitplanken brauchen wir auf 
den Autobahnen für den Fall, dass ein Auto nicht 
die Spur hält. Aber unsere Hochschulen halten die 
Spur. Sie drohen auch nicht, in den Gegenverkehr 
zu geraten. Der einzige Gegenverkehr, den sie zu 
befürchten haben, ist Ihre Kontrollpolitik. 

(Beifall von der FDP – Vereinzelt Beifall von 
der CDU) 

Frau Ministerin, Ihre Eckpunkte sollen ja nun weiter 
diskutiert werden. Und wie? Ich nehme an, in einem 
„offenen Dialogprozess“. Da bleibt die Hoffnung, 
dass noch ein wenig Spielraum besteht, Ihre massi-
ven Einschränkungen zumindest abzumildern. Alles 
andere wäre für unsere Hochschulen eine Katastro-
phe. – Auf Wiederhören. 

(Beifall von der FDP und der CDU) 

Vizepräsident Eckhard Uhlenberg: Vielen Dank, 
Herr Kollege Hafke. – Für die Fraktion Bündnis 
90/Die Grünen spricht Frau Dr. Seidl.  

Dr. Ruth Seidl (GRÜNE): Herr Präsident! Liebe 
Kolleginnen und Kollegen! Wir haben hier heute ei-
ne sehr interessante Gemengelage. Auf der einen 
Seite fordern Sie, CDU und FDP, eine bedingungs-
lose Hochschulfreiheit, ohne sich der Verantwortung 
für die große Hochschullandschaft in Nordrhein-
Westfalen zu stellen. Auf der anderen Seite haben 
wir die Piraten, die alle Autonomieansätze eigentlich 
im Kern wieder zerschlagen wollen.  

(Dr. Joachim Paul [PIRATEN]: Nein! Falsch 
verstanden!) 

Vor diesem Hintergrund ist es gut, dass Rot-Grün 
einen Mittelweg einschlagen will.  

Wenn heute von Ihnen, liebe Kolleginnen und Kol-
legen von CDU und FDP, behauptet wird, es gäbe 
überhaupt keinen Nachbesserungsbedarf am Hoch-
schulfreiheitsgesetz und es gäbe auch überhaupt 
keine Kritik aus den Hochschulen, dann würde ich 
Ihnen gerne noch einmal in drei Punkten zusam-
menfassen, was in den vergangenen Jahren die 
durchgängige Kritik relevanter Persönlichkeiten aus 
den Hochschulen am Hochschulfreiheitsgesetz war. 

Erstens. Kritisiert wurde die Entdemokratisierung 
der eigentlichen Gremien der Hochschulen.  

(Vereinzelt Beifall von den GRÜNEN – Beifall 
von Karl Schultheis [SPD]) 

Zweitens. Kritisiert wurde die Verlagerung von Ent-
scheidungskompetenzen des Ministeriums und des 
Senats auf einen mit wenig Sachkenntnis ausge-
statteten Hochschulrat. 

Drittens. Kritisiert wurde der Rückzug von gesamt-
staatlicher Verantwortung für die Gestaltung der 
Hochschullandschaft als Ganzes. 

So hat Prof. Hellermann, Rechtswissenschaftler an 
der Universität Bielefeld, zum Thema „Entschei-
dungsbefugnis des Senates“ bei der Anhörung zum 
HFG am 24. August 2006 wie folgt Stellung ge-
nommen – ich zitiere –: 

„Auch im Übrigen verbleibt dem Senat als einzi-
ge echte Entscheidungsbefugnis der Erlaß der 
Grundordnung und weiterer Ordnungen der 
Hochschule ... Ein derart weitgehender Entzug 
von originären Entscheidungskompetenzen ge-
genüber den Gremien der akademischen 
Selbstverwaltung unter Verlagerung auf Externe 
gefährdet die Wissenschaftsfreiheit strukturell 
und ist daher mit der Verfassung nicht mehr ver-
einbar.“ 

Ja, was war denn das für ein Hochschulfreiheitsge-
setz, wenn es noch nicht mal mit der Verfassung 
vereinbar war?  

(Beifall von den GRÜNEN und der SPD) 

Wenn Sie stattdessen lieber die Stimme der Hoch-
schulrektorenkonferenz hören wollen, liebe Kolle-
ginnen und Kollegen – das ist heute schon mehr-
fach gesagt worden –, möchte ich sie noch einmal 
zitieren. Frau Prof. Wintermantel moniert Folgen-
des: 

„Uns leuchtet aber nicht ein, warum der Hoch-
schulratsvorsitzende oder die Hochschulratsvor-
sitzende Dienstvorgesetzte oder Dienstvorge-
setzter der hauptberuflichen Präsidiumsmitglie-
der sein soll.“ 

Und jetzt noch eine dritte Gruppe! Ganz besonders 
kritisch bewertet der Hochschullehrerbund die Ein-
führung eines Hochschulrates mit weitgehenden 
Rechten. Ich zitiere: 

Die Mitglieder des Hochschulrates werden Ent-
scheidungen treffen, für die sie weder die Sach-
kompetenz besitzen noch die Folgen persönlich tra-
gen müssen. 

Das Versagen von Aufsichtsräten deutscher Aktien-
gesellschaften muss davor warnen, Externen Ent-
scheidungsrechte einzuräumen. 

(Dr. Stefan Berger [CDU]: Aber Frau Schulze 
kann es besser, nicht!) 
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Das Grundprinzip der Einheit von Aufgaben, Ver-
antwortung und Entscheidungskompetenz wird 
durch die Einführung des Hochschulrates eklatant 
durchbrochen. Die damit verbundenen negativen 
Auswirkungen auf die Motivation der Professorinnen 
und Professoren lassen sich in ihrem ganzen Aus-
maß bisher nur erahnen. Es ist kaum nachvollzieh-
bar, dass diejenigen, die letztlich für den Erfolg der 
Hochschule Verantwortung tragen und gleichzeitig 
Kernkompetenz verkörpern, nicht auch nachhaltig 
die wesentlichen Entscheidungen treffen sollen. 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, das sind die Stim-
men der Hochschullehrer in Nordrhein-Westfalen.  

Um es abzurunden: Benedikte Winterstein von der 
Landespersonalrätekonferenz der wissenschaftlich 
Beschäftigten an den Hochschulen und Universi-
tätsklinika in Nordrhein-Westfalen, eine große 
Gruppe im Mittelbau. Zitat: 

Eine Hochschule hat sich einmal die Mühe ge-
macht, die Dienstaufgaben der obersten Dienstbe-
hörde – Hochschulrat – zusammenzustellen. Dabei 
kam ein eng beschriebenes siebenseitiges Papier 
heraus. Bei den meisten Punkten stand daneben: 
nicht delegierbar. – Wir fragen uns wirklich, wie das 
funktionieren soll. Infolgedessen ist ja insbesondere 
in Bochum, aber auch an anderen Hochschulen die 
Tendenz nicht zu übersehen, dass der Hochschul-
rat, der häufig aus hochwohlgeborenen Persönlich-
keiten besteht, die furchtbar wenig Zeit haben, diese 
Aufgaben gerne wieder loswerden möchte. 

(Beifall von den GRÜNEN – Vereinzelt Beifall 
von der SPD und den PIRATEN) 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, diese Stellung-
nahmen – ich wollte sie heute noch mal zitieren, 
weil Sie hier heute sozusagen die Gegenstellung-
nahmen zitiert haben – unterscheiden sich natürlich 
gegebenenfalls auch von denen der Präsidenten 
und Kanzler. Sie zeigen aber auch, dass es eine 
große Unzufriedenheit gibt bei den Lehrenden, bei 
den Studierenden, bei den wissenschaftlichen und 
nichtwissenschaftlichen Beschäftigten an unseren 
Hochschulen.  

(Beifall von den GRÜNEN und der SPD) 

Eine Hochschule funktioniert aus unserer Sicht nur 
als demokratische Gemeinschaft, in der vor allem – 
das sage ich hier auch noch mal ganz deutlich – die 
Freiheit von Wissenschaft und Forschung Vorrang 
hat. In diesem Sinne wollen wir eine andere Kultur. 
In der Tat: Wir wollen das Hochschulgesetz neu ge-
stalten. – Herzlichen Dank. 

(Beifall von den GRÜNEN und der SPD – 
Vereinzelt Beifall von den PIRATEN) 

Vizepräsident Eckhard Uhlenberg: Vielen Dank, 
Frau Dr. Seidl. – Für die Fraktion der Piraten spricht 
Herr Dr. Paul.  

Dr. Joachim Paul (PIRATEN): Verehrter Herr Prä-
sident! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Liebe Zu-
schauer hier im Raum und im Netz! Im Antrag zu 
dieser Aktuellen Stunde der Kolleginnen und Kolle-
gen von der Union hieß es, Hochschulen brauchen 
Verlässlichkeit und Freiräume.  

Am 06.03.2012 hieß es zum NRW-Haushalt in der 
„WAZ“:  

„Drei Wochen vor der Entscheidung im Landtag 
über den Haushalt 2012 hat die CDU-Opposition 
ein eigenes Sparkonzept vorgelegt. Das sieht 
neben Stellenstreichungen auch die Wiederein-
führung von Studiengebühren und den Weg-
fall ... vor.“  

Am 02.04.2012 hieß es bei „RP-Online“:  

„Die CDU will nach einem Sieg bei der Land-
tagswahl keine neuen Studiengebühren in Nord-
rhein-Westfalen einführen. Das versicherte ihr 
Landesvorsitzender Norbert Röttgen am Montag 
in Düsseldorf.“ 

Liebe Kollegen von der CDU, nennen Sie das ver-
lässliche Politik?  

(Beifall von den PIRATEN und von Karl 
Schultheis [SPD]) 

Liebe Frau Seidl, ich kann Ihnen auch nicht durch-
gehen lassen, dass Sie sagen, wir wollten das mit 
unserem Gesetzentwurf wieder zerschlagen. Und 
auch Herr Schultheis sprach im Ausschuss von ei-
ner Rolle rückwärts. Darum geht es nicht. Wir sind 
Piraten, und unser zweiter Vorname heißt Wissen-
schaftsautonomie. Das ist so.  

(Lachen von der CDU und der FDP – Beifall 
von den PIRATEN) 

Frau Ministerin Schulze, ich konnte am vergangenen 
Montag einer beeindruckenden Veranstaltung bei-
wohnen – noch einmal Danke für die Einladung –: 
Drei Kolleginnen und Kollegen haben den Innovati-
onspreis des Landes Nordrhein-Westfalen erhalten. 
Und mich als Naturwissenschaftler hat besonders 
gefreut, dass einer der Preise an eine Geisteswis-
senschaftlerin ging. Positiv gesprochen: Die Spitze 
des Eisbergs der wissenschaftlichen Leistungsfähig-
keit unseres Landes.  

Mir geht es aber auch um diejenigen, die in den 
Fachbereichen harte Kärrnerarbeit in der Lehre und 
in der Forschung leisten, die gar nicht damit rech-
nen, dass es vielleicht irgendwann einmal einen 
Preis gibt. Ich kann auch nicht verstehen, Herr Haf-
ke, dass Sie und auch Frau Freimuth immer von 
„die Hochschulen“ sprechen. Wer sind denn „die 
Hochschulen“? Das sind nicht nur die Hochschulrä-
te. Das ist auch der Mittelbau. Ich frage mich wirk-
lich, warum ich mehrere Dutzend Professoren per-
sönlich kenne, die beim aktuellen Gesetz vor Wut 
aus der Hose springen.  
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Es geht um Selbststeuerung von Hochschulen, um 
Autonomie und nicht um Fremdsteuerung. Das 
kann doch nicht sein, dass man eine Fremdsteue-
rung, nämlich die des Staates, durch die des Mark-
tes ersetzt. Das ist vom Regen in die Traufe. Des-
wegen muss an diesem Gesetz etwas geändert 
werden.  

(Beifall von den PIRATEN und Karl 
Schultheis [SPD]) 

Ich möchte noch konstruktiv hinzufügen: Ich freue 
mich auf die Diskussion in den Ausschüssen.  

Wir leben in einer Zeit, in der es möglich ist, dass 
didaktisch aufbereitete Medien und Informationen 
zu jeder Zeit und an jedem Ort verfügbar sind. 
Wenn Sie mich jetzt fragen, was die größte Bil-
dungseinrichtung des Landes Nordrhein-Westfalen 
ist, dann muss ich Ihnen sagen: Das Land Nord-
rhein-Westfalen selbst ist diese Bildungseinrichtung. 
Und wir müssen in Zukunft über Vernetzung nach-
denken.  

(Beifall von den PIRATEN) 

Das hat auch mit Autonomie zu tun. 

Es gibt allerdings ein paar Umstände, die ich nicht 
so ganz verstehe. Vielleicht bin ich ja zu blöd dazu, 
das weiß ich nicht. Ich verstehe zum Beispiel nicht, 
warum der erfolgreiche Karstadt-Manager Middel-
hoff in Münster im Hochschulbeirat – Freud‘sche 
Fehlleistung; das ist genau das, wo wir hin wollen –, 
im Hochschulrat sitzt. Das ist mir unerklärlich.  

Mir ist auch nicht erklärlich, dass man hier immer 
nur von „den Hochschulen“ spricht, wo es darum 
geht, großunternehmensgeleitete Interessen in die 
Hochschulen hineinzubringen. Das soll so sein, 
aber bitte in ausgewogenem Maße. Deswegen for-
dern wir wieder mehr Mitbestimmung und vor allen 
Dingen Autonomie, wirkliche Autonomie der Hoch-
schulen und nicht die Autonomie derjenigen, die 
das, was in Hochschule geschieht, von außen be-
stimmen wollen.  

Ich freue mich auf die Diskussion im Ausschuss und 
danke Ihnen für Ihre Aufmerksamkeit.  

(Beifall von den PIRATEN) 

Vizepräsident Eckhard Uhlenberg: Vielen Dank, 
Herr Dr. Paul. – Für die CDU-Fraktion spricht 
Dr. Berger.  

Dr. Stefan Berger (CDU): Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Herr Dr. Paul, nur noch zwei 
Sätze zu den Piraten. Sie haben jetzt hier mehrfach 
die Hochschulräte in eigentlich unzulässiger Weise 
diskreditiert. Sie haben über Hochschulräte die Be-
hauptung aufgestellt, sie würden Interessen verfol-
gen, deren Belege Sie nirgendwo, an keiner Stelle 
liefern könnten. Ich bitte Sie einfach: Lassen Sie die 
Unterstellungen gegenüber den Hochschulräten, 

welche Interessen sie vertreten. Das sind verdiente 
Wissenschaftler. 

(Beifall von der CDU und der FDP) 

Sie sind doch selber stolz darauf, dass Sie auch 
Wissenschaftler sind. Sie sehen sich ja so. Das sind 
Ihre Kollegen, in der Mehrzahl Professoren, von de-
nen keiner irgendwelche angeblich finsteren Inte-
ressen vertritt, deren Schimäre Sie hier hochziehen.  

Ich sage Ihnen noch etwas: Sie haben einen Ge-
setzentwurf zu den Hochschulräten vorgelegt. Die-
ser Gesetzentwurf ist in weiten Teil 1:1 copy and 
paste von dem Antrag übernommen worden, den 
die Linken in der letzten Periode vorgelegt haben.  

(Dr. Joachim Paul [PIRATEN]: Und?)  

Sie sind in der Tat Linke mit Internetanschluss. Das 
ist so.  

(Beifall von der CDU – Zurufe von den 
PIRATEN: Ooh!) 

In der ganzen Debatte, Herr Schultheis, Frau Schul-
ze, Frau Seidl, verfahren Sie doch immer nach fol-
gendem Schema: Sie bauen eine Schimäre auf, Sie 
sagen, die Hochschulräte funktionieren nicht. Sie 
bleiben die Beweise schuldig. Sie sagen: Wir wollen 
die Finanzen der einzelnen Hochschulen sehen. – 
Natürlich, Sie haben sie in den letzten Jahren doch 
gesehen! Was haben Sie denn sonst in Ihrem Amt 
als Ministerin gemacht? Natürlich wissen Sie, wofür 
die einzelnen Hochschulen ihre Gelder ausgeben.  

(Karl Schultheis [SPD]: Eben nicht! – Nadja 
Lüders [SPD]: Woher denn?) 

Sie wollen eingreifen, sehen können Sie es auch 
jetzt. Sie wollen eingreifen! Das ist der Punkt.  

(Beifall von der CDU) 

Wenn es Ihnen darum geht, beispielsweise den ei-
nen oder anderen landesplanerischen Aspekt in die 
Hochschullandschaft einbringen zu wollen, dann 
können Sie als Ministerin das doch sicher einmal 
tun, wenn Sie denn wirklich einen Plan – und Sozi-
aldemokraten lieben ja Pläne – aufstellen wollen. 
Dazu bedarf es aber doch keines neuen Gesetzes. 
Das zeigt wiederum: Sie wollen mit diesem Gesetz 
eingreifen, vorschreiben! Und das nutzen Sie als 
Rechtfertigung, um hier ein Gesetz vorzulegen.  

(Beifall von der CDU – Zuruf von der SPD: 
Sie haben Ihr Gesetz noch nicht gelesen!) 

Zwei Dinge noch: Was ich überhaupt nicht begreife, 
ist, dass Sie jetzt den Hochschulrat ersetzen wollen 
durch ein Gremium, einen Senat, den Sie darüber 
hinaus auch noch viertelparitätisch besetzen. Wenn 
wir dieses Modell auf eine Schule übertragen wür-
den,  

(Sigrid Beer [GRÜNE]: Drittelparität haben wir da!) 

dann hätten wir ein Gremium in einer Schule, zu-
sammengesetzt aus Schülern, Lehrern, Referenda-
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ren und Hausmeistern, die den Direktor einer Schu-
le wählen würden. Dass man damit keine zukunfts-
fähige Bildungspolitik betreiben kann, ist diesem 
Haus doch wohl klar.  

(Beifall von der CDU)  

Ein letzter Punkt, da Sie die Kompetenz und die 
Hochschulräte immer in Zweifel ziehen: Wir haben 
die Auswahl. Wer entscheidet über die Ausrichtung 
einer Hochschule? Wer hat Einfluss, 

(Karl Schultheis [SPD]: Allerletzte Schubla-
de!) 

auf der einen Seite die Hochschulräte oder auf der 
anderen Seite Frau Schulze? Ich sage Ihnen ganz 
klar: Die CDU wählt die Hochschulräte. 

(Beifall von der CDU und der FDP) 

Vizepräsident Eckhard Uhlenberg: Vielen Dank, 
Herr Dr. Berger. – Für die Landesregierung spricht 
Frau Ministerin Schulze. 

Svenja Schulze, Ministerin für Innovation, Wissen-
schaft und Forschung: Herr Präsident! Meine Da-
men und Herren! Herr Kaiser, ich freue mich zu-
nächst einmal sehr, dass Sie den „FAZ“-Artikel ge-
lesen haben. Das war, wie ich finde, ein guter Arti-
kel. Einen Pappkameraden brauchen Sie wirklich 
nicht aufzubauen, nämlich die Wissenschaftsfrei-
heit. Die ist grundgesetzlich garantiert und wird 
grundgesetzlich garantiert bleiben. 

(Beifall von der SPD und den PIRATEN) 

In dem „FAZ“-Artikel habe ich mich positiv auf eine 
ganz besondere Quelle bezogen, nämlich den Stif-
terverband für die Deutsche Wissenschaft, und 
zwar ganz genau das Heft „Ökonomie neu denken, 
aber wie?“. Das ist das zweite Heft in diesem Jahr 
gewesen. Ich hoffe, Sie kennen den Stifterverband 
für die Deutsche Wissenschaft. Das ist das „Who-is-
who?“ der deutschen Wirtschaft. Die haben am Bei-
spiel der Wirtschaftswissenschaften massiv einge-
fordert, dass es diesen Kulturwandel gibt. Darauf 
habe ich mich positiv bezogen, weil ich das richtig 
finde. 

Wenn sich ein solcher Verband mit derart renom-
mierten Vertreterinnen und Vertretern ein Fach wie 
die Wirtschaftswissenschaften vornimmt und sagt, 
dass das so nicht weitergeht, weil die keine Hinwei-
se auf die Finanzkrise geliefert haben, keine Lösung 
angesetzt haben, sondern sich wirklich nur im 
Mainstream bewegt und mit alten Methoden gear-
beitet haben, dann sollten auch Sie, Herr Kaiser, 
sich über die Kritik aus diesem Munde einmal Ge-
danken machen. 

(Beifall von der SPD und den GRÜNEN) 

Das Heft ist wirklich interessant. 

(Dr. Joachim Paul [PIRATEN]: Das ist doch 
Kaffeesatzleserei!) 

Die Kritik geht sehr weit und ist sehr hart. Ich selber 
würde nicht so weit gehen, habe das aber zur Basis 
des „FAZ“-Artikels gemacht und gesagt: Ja, ich 
stimme zu, wir brauchen einen Kulturwandel. 

Es gibt übrigens noch jemanden, der das fordert, 
nämlich der „Wissenschaftliche Beirat der Bundes-
regierung Globale Umweltveränderungen“. Der sagt 
nämlich, dass wir es heute mit so großen gesell-
schaftlichen Herausforderungen wie dem Klima-
wandel, der älter werdenden Gesellschaft, der sozi-
alen Spaltung und der Knappheit der Ressourcen 
zu tun haben, dass man darauf nicht mehr nur mit 
einer Disziplin antworten kann. Wir brauchen inter-
disziplinäre Diskussionen. Dort geht man sogar 
noch weiter: Wir brauchen transdisziplinäre Diskus-
sionen, wir müssen den Sachverstand aus der Pra-
xis einbeziehen. 

Dazu brauchen wir einen Kulturwandel im Wissen-
schaftssystem. Interdisziplinäres Arbeiten und wo-
möglich noch transdisziplinäres Arbeiten werden im 
derzeitigen Wissenschaftssystem nicht belohnt, 
sondern Sie werden belohnt, wenn Sie streng in ei-
ner Disziplin unterwegs sind. Das hilft uns aber an-
gesichts der großen gesellschaftlichen Herausforde-
rungen nicht. Deswegen: Ja, wir brauchen diesen 
Kulturwandel! 

Wenn Sie der Bundesregierung und mir sowie der 
gesamten Wirtschaft in Deutschland vorwerfen, das 
sei ein Eingriff in die Wissenschaftsfreiheit, sitzen 
Sie ziemlich alleine in dieser Runde. 

(Beifall von der SPD, den GRÜNEN und den 
PIRATEN) 

Als Zweites will ich noch einmal die Frage der 
Transparenz ansprechen. Ich wundere mich wirklich 
ein bisschen über die Diskussion. Wenn die Frage 
der Transparenz über 4 Milliarden € – es geht nicht 
um Millionen –, die dieses Parlament jedes Jahr ge-
nehmigt, schon eine derartige Aufregung hervorruft, 
werde ich Sie an anderen Stellen, wo es um viel ge-
ringere Fragen der Transparenz geht, einmal daran 
erinnern. Es geht hier um moderate Rahmenvorga-
ben für die Bereiche „Personal“ und „Haushalt“. Zu 
sagen, es handele sich um einen Eingriff in die Au-
tonomie, wenn wir wissen wollen, wo 4 Milliarden € 
hingehen, können Sie draußen wirklich niemandem 
erklären. 

(Beifall von der SPD, den GRÜNEN und den 
PIRATEN) 

Sie bauen einen Popanz auf. Ich fühle mich übri-
gens bestätigt, habe ich doch angeboten, dass ich 
die Sprecherinnen und Sprecher informieren möch-
te. Am Tag der Veröffentlichung, am Mittwoch, habe 
ich Sie alle unmittelbar eingeladen. Eine Viertel-
stunde nach Beginn dieser Diskussion war Ihre 
Pressemitteilung schon draußen. Ich hatte mein 
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Papier noch gar nicht zu Ende vorgestellt, aber Sie 
hatten es schon bewertet. Ich glaube, mit der Art 
und Weise der Diskussion kommen wir nicht weiter. 
Ich will eine wirkliche und ideologiefreie Diskussion 
haben. Da hilft es nichts, Pappkameraden aufzu-
bauen. – Herzlichen Dank.  

(Beifall von der SPD und den GRÜNEN) 

Vizepräsident Eckhard Uhlenberg: Vielen Dank, 
Frau Ministerin. – Da mir keine weiteren Wortmel-
dungen vorliegen, schließe ich die Aktuelle Stun-
de.  

Wir kommen zur Abstimmung, und zwar zum einen 
über den Gesetzentwurf und zum anderen über die 
Drucksache 16/1190.  

Wir stimmen zunächst ab über den Gesetzentwurf 
der Fraktion der Piraten Drucksache 16/1255. Der 
Ältestenrat empfiehlt die Überweisung des Ge-
setzentwurfs an den Ausschuss für Innovation, 
Wissenschaft und Forschung. Wer dem seine 
Zustimmung geben kann, den bitte ich um das 
Handzeichen. – Wer kann dem nicht seine Zustim-
mung geben? – Wer enthält sich? – Damit ist die 
Überweisung mit den Stimmen aller Fraktionen er-
folgt. 

Wir kommen nun zur Abstimmung über den Antrag 
Drucksache 16/1190. Der Ältestenrat empfiehlt die 
Überweisung des Antrags an den Ausschuss für 
Innovation, Wissenschaft und Forschung. Bera-
tung und Abstimmung sollen nach Vorlage der Be-
schlussempfehlung im Plenum erfolgen. Wer auch 
dem seine Zustimmung geben kann, den bitte ich 
um das Handzeichen. – Wer kann dem nicht zu-
stimmen? – Wer enthält sich? – Damit ist auch die-
se Überweisung einstimmig erfolgt. 

Wir kommen zum Tagesordnungspunkt  

2 Gesetz zur Stärkung der kommunalen Demo-
kratie 

Gesetzentwurf 
der Fraktion der SPD und 
der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
Drucksache 16/1468 

Entschließungsantrag  
der Fraktion der FDP 
Drucksache 16/1557 

erste Lesung 

Ich eröffne die Beratung und erteile für die SPD-
Landtagsfraktion Herrn Kollegen Körfges das Wort. 

Hans-Willi Körfges (SPD): Herr Präsident! Liebe 
Kolleginnen und Kollegen! Liebe Zuhörerinnen und 
Zuhörer im Saal und anderswo! Ich will hier heute 

Morgen zunächst meiner Freude darüber Ausdruck 
verleihen, dass wir mit dem, was wir heute einleiten, 
die Wiederinstandsetzungsarbeiten an unserem 
kommunalen Wahlrecht – nach dem, was 2007 
passiert ist – abzuschließen beginnen. Ich glaube, 
das ist gut für Nordrhein-Westfalen, ist gut für die 
kommunale Demokratie, ist gut für die vielen Men-
schen in unserem Lande, die sich ehrenamtlich in 
den Dienst der Allgemeinheit stellen und vor Ort 
kommunalpolitische Verantwortung wahrnehmen. 

Die gemeinsame Verantwortung von Rat und Ver-
waltung für die kommunale Selbstverwaltung in un-
serem Land, liebe Kolleginnen und Kollegen, gehört 
so ziemlich zum Besten, was uns die britischen 
Freunde nach dem Krieg in Nordrhein-Westfalen 
hinterlassen haben. Die Kommunalverfassung des 
Landes Nordrhein-Westfalen, die ja im Wesentli-
chen in der Gemeindeordnung geregelt ist, hat sich 
den Grundsatz der demokratischen Selbstverwal-
tung zu Eigen gemacht. Das findet in § 40 seinen 
Ausdruck.  

Dort wird ausdrücklich festgestellt, dass die Verwal-
tung der Gemeinde ausschließlich durch den Willen 
der Bürgerschaft erfolgt. Daran schließt die Be-
stimmung an, dass dies gleichermaßen durch Rat 
und Bürgermeister geschieht. 

Diese Verantwortungsgemeinschaft, liebe Kollegin-
nen und Kollegen, hat sich in Nordrhein-Westfalen 
über Jahrzehnte hinweg gleich, wie die politischen 
Mehrheitsverhältnisse im Lande waren, bewährt. Da 
wollen wir auch wieder hin. Sportlich ausgedrückt, 
liebe Kolleginnen und Kollegen: Never change a 
winning team.  

Denn alle Verbesserungen und Veränderungen, die 
wir immer als Sozialdemokratinnen und Sozialde-
mokraten auch mit größtmöglicher Zustimmung in 
diesem Hause zu versehen versucht haben, wie 
zum Beispiel die Direktwahl der Hauptverwaltungs-
beamtinnen und Hauptverwaltungsbeamten oder 
aber auch die Einbeziehung direkt demokratischer 
Elemente, haben diese Gemeinsamkeit gestärkt 
und ergänzt.  

Sowohl Hauptverwaltungsbeamte als auch die Mit-
glieder kommunaler Vertretungsorgane werden in 
demokratischer Wahl bestimmt. Diese kommunale 
Verantwortungsgemeinschaft wurde bis 2007 auch 
durch einen gemeinsamen Wahltermin zum Aus-
druck gebracht, liebe Kolleginnen und Kollegen.  

Wir wollen die damals eingeleitete Fehlentwicklung 
heute korrigieren und die seinerzeit eingeleitete 
Entkopplung der Wahlen wieder rückgängig ma-
chen. Ich glaube, das ist für die kommunale Familie 
in unserem Land gut und vorbildlich. 

(Beifall von der SPD) 

Die Koalitionsfraktionen haben sich auf ein auf den 
ersten Blick nicht einfaches Vorgehen verständigt. 
Es gilt da der Grundsatz: Es ist ganz offensichtlich 
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